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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. November 1960 

3 — 22112 — 3763/60 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 223. Sitzung am 23. September 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 

öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- j 
, gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes in der Fassung der Anlage zu 
Artikel I des Dritten Änderungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820 r 822) und des 
Vierten Änderungsgesetzes vom 10. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1703) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Bundes- 
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(BEG)" ersetzt durch die Worte „des Bun- 
desentschädigungsgesetzes (BEG) ". 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „des 
Bundesvertriebenengesetzes JJ die Worte 
„vom 19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S.201)" 
gestrichen und dafür eingefügt „(BVFG)". 

2. § 2 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
die dort bezeichneten Personen, die als Öster- 
reicher durch die Vereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich die deutsche Staatsange- 
hörigkeit erworben hatten, es sei denn, daß sie 

1. bei einer deutschen Behörde außer- 
halb des Landes Österreich plan- 
mäßig angestellt waren und dort ge- 
schädigt worden sind oder 

2. nach dem Zweiten Gesetz zur Rege- 

lung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit vom 17. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 431) die deutsche 
Staatsangehörigkeit wieder erwer- 
ben. ! 

I 

Satz 1 gilt auch für die Hinterbliebenen dieser 
Personen." j 

3. § 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte | 
„sofern sie am 30. Januar 1933 Körper- j 
schaftsrechte hatten" gestrichen. 


b) In Absatz 1 werden am Schluß folgende 
Sätze angefügt: 

„Hierbei dürfen Nichtgebietskörperschaften, 
die am 30. Januar 1933 noch keine Körper- 
schaftsrechte hatten, nur berücksichtigt wer- 
den, wenn sie durch Zusammenschluß ande- 
rer in diesem Zeitpunkt bereits bestehender 
Körperschaften gebildet worden sind oder 
wenn es sich um Nichtgebietskörperschaften 
in den in § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 genannten 
Gebieten handelt und andere Nichtgebiets- 
körperschaften der gleichen Art im Reichs- 
gebiet am 30. Januar 1933 bereits Körper- 
schaftsrechte hatten. Deutsche Einrichtungen 
und Verbände in den in § 1 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 genannten Gebieten dürfen berück- 
sichtigt werden, wenn ihr in diesen Gebie- 
ten anerkannter Aufgabenkreis dem einer 
Reichs-, Länder- oder Gemeindedienststelle 
oder einer am 30. Januar 1933 im Reichsge- 
biet bestehenden Nichtgebietskörperschaft 
gleichzuachten war. Im übrigen können 
solche sonstigen Einrichtungen der öffent- 
lichen Hand berücksichtigt werden, die den 
in der Anlage 2 aufgeführten rechtlich und 
hinsichtlich ihres öffentlichen Aufgabenkrei- 
ses gleichgeartet sind." 

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist eine Einrichtung, die nicht in der 
Anlage 2 zu Absatz 1 Nr. 4 aufgeführt ist, in 
einer Gebiets- oder Nichtgebietskörper- 
schaft, einem Verband von Gebiets- oder 
Nichtgebietskörperschaften oder in einer 
sonstigen Einrichtung der öffentlichen Hand 
im Sinne des Absatzes 1 aufgegangen, so 
stehen die geschädigten Angehörigen die- 
ser Einrichtung den Personen des Absatzes 1 
gleich, wenn sie ohne die Schädigung in den 
Dienst der vorgenannten Körperschaft, des 
Verbandes von Körperschaften oder der Ein- 
richtung der Öffentlichen Hand übernommen 
worden wären." 

4. In § 2b Abs. 2 werden die Worte „in Gewahr- 
sam gehalten werden" durch die Worte „in 
Gewahrsam genommen sind oder werden" er- 
setzt. 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a werden hin- 
ter dem Wort „oder" die Worte „als nach 
§ 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes einem 
solchen Gleichzubehandelnder oder" einge- 
fügt; 
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b) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c erhält folgen- 
den Wortlaut: 

,,c) im Anschluß an die Rückkehr aus frem- 
den Staaten, wenn er vor Ablauf des 
8. Mai 1945 seinen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt aus dem Reichsgebiet 
in seinen jeweiligen Grenzen in jetzi- 
ges Ausland verlegt hatte oder vor 
oder nach diesem Zeitpunkt im Zuge der 
allgemeinen Vertreibungsmaßnahmen, 
insbesondere Ausweisung oder Flucht, 
aus dem Reichsgebiet oder den nach 
dem 31. Dezember 1937 angegliederten 
Gebieten in jetziges Ausland gelangt 
war, wobei Ausland nicht das zum Ge- 
biet des Deutschen Reiches in den Gren- 
zen vom 31. Dezember 1937 gehörende, 
jetzt unter fremder Verwaltung ste- 
hende Gebiet ist, oder"; 

c) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe d erhält folgende 
Fassung: 

,,d) als Sowjetzonenflüchtling nach § 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes, sofern er 
als solcher anerkannt worden ist." 

d) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

e) Absatz 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Familienzusammenführung im Sinne des 
Satzes 1 liegt nur vor, wenn der Zuziehende 
im Zeitpunkt des Wegzuges von dem bis- 
herigen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
haltsort außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes 

a) nicht in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Ehegatten oder einer Person lebte, die 
zu den Verwandten gerader Linie oder 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grade, 
Stief- oder Pflegekindern, an Kindes 
Statt Angenommenen oder Schwieger- 
kindern gehörte, oder der ihn bisher Be- 
treuende das fünfundsechszigste Lebens- 
jahr vollendet hatte oder infolge eigener 
körperlicher oder geistiger Gebrechlich- 
keit zu der Betreuung außerstande war 
oder wegen Übersiedlung in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes unter den 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzun- 
gen oder infolge Verheiratung nicht län- 
ger ausüben konnte, und 

b) die fehlende Betreuung durch Aufnahme 
in die Familiengemeinschaft eines der 
unter Buchstabe a bezeichneten Angehö- 
rigen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erhält. 

Der Aufnehmende muß die in Absatz 1 
bezeichneten Voraussetzungen erfüllen, 
es sei denn, daß er den Zuziehenden an 
dessen bisherigem Wohnsitz oder dau- 
erndem Aufenthalt betreut hat und in- 
folge Verheiratung in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes übergesiedelt ist. 


Eine Aufnahme durch Stief- oder Pflege- 
kinder oder an Kindes Statt Angenom- 
mene kommt nur in Betracht, wenn sie 
vor Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres mit dem Zuziehenden in häus- 
licher Gemeinschaft gelebt hatten. Der 
Übersiedlung des Betreuenden infolge 
Verheiratung (Satz 2 Buchstabe a, Satz 3) 
steht es gleich, wenn dieser seinem un- 
ter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zugezogenen Ehegatten zur Erhaltung 
oder Wiederherstellung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft gleichzeitig oder 
später folgt. Die Voraussetzungen des 
Satzes 2 Buchstabe b können als erfüllt 
angesehen werden, wenn der Auf- 
nehmende die Aufnahme vorbereitet 
hatte, jedoch vor der tatsächlichen Auf- 
nahme verstorben ist oder seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes aus von ihm 
nicht verschuldeten Gründen aufgeben 
mußte." 

f) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Darüber hinaus wird versorgungsbe- 
rechtigten Hinterbliebenen, die nach dem 
31. Dezember 1952 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt genommen haben, Wieder- 
gutmachung dann gewährt, wenn die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 in der Person 
des verstorbenen Geschädigten erfüllt 
waren." 

6. § 9 Abs. 2 Satz 4 und 5 erhalten folgenden 
Wortlaut: 

„Die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht sich um 
Zeiten einer als Verfolgung anzusehenden 
oder bereits anerkannten Freiheitsentziehung 
oder Freiheitsbeschränkung im Sinne der §§ 43 
und 47 des Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG), soweit diese nicht schon nach anderen 
Vorschriften erhöht anrechenbar sind. Die ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit erhöht sich ferner um 
die bis zum 8. Mai 1945 aus Verfolgungsgrün- 
den in schwerer wirtschaftlicher Notlage ver- 
brachte Zeit, soweit die gleiche Zeit nicht schon 
nach Satz 4 erhöht anrechenbar ist." 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Unterbleibt die Wiederanstellung, weil der 
Geschädigte seit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes dienstunfähig geworden ist oder 
die gesetzliche Altersgrenze erreicht hat, so 
ist vom Beginn des auf den Eintritt der 
Dienstunfähigkeit oder die Erreichung der 
Altersgrenze folgenden Monats an das 
Ruhegehalt so zu bemessen, wie wenn er 
entsprechend seinem Wiedergutmachungs- 
anspruch wiederangestellt und aus diesem 
Amt mit dem Ende des Monats, in denp. die 
vorerwähnten Voraussetzungen einge^eten 
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sind, in den Ruhestand getreten wäre. Un- 
terbleibt die Wiederanstellung aus anderen 
beamtenrechtlichen Gründen, so verbleibt es 
bei dem Ruhegehalt gemäß Satz 1." 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten 
„Absatz 1" die Worte „Satz 1“ eingefügt. 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„Bei Eintritt der Dienstunfähigkeit oder Er- 
reichung der Altersgrenze findet Absatz 1 
Satz 2 Anwendung.' 4 

8. Hinter § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10a 

Ein Geschädigter (§ 9), der bis zur Wieder- 
anstellung Anspruch auf Ruhegehalt nach § 10 
Abs. 1 Satz 1 hat, kann statt der Wiederanstel- 
lung die Belassung im Ruhestande beantragen. 
Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Zu- 
stellung der Entscheidung über die Wiedergut- 
machung zu stellen. Dem Anträge ist stattzu- 
geben, wenn dienstliche Gründe die alsbaldige 
Wiederaufnahme des Dienstes nicht erfordern; 
wird ihm stattgegeben, so ist die Wahl endgül- 
tig." 

9. § 11a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „ § 10 Abs. 1" die Worte „Satz 2" einge- 
fügt. 

b) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Nach seiner Heimkehr (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a) hat der Geschädigte selbst in- 
nerhalb der in § 24 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten 
Frist einen Wiedergutmachungsantrag zu 
stellen. Bis zur Zustellung der Entscheidung 
über diesen Wiedergutmachungsantrag er- 
hält er die in Absatz 1 Satz 1 oder 2 be- 
zeichneten Beträge als Ruhegehalt. Wird 
dem Geschädigten ein Anspruch auf Wie- 
anstellung zuerkannt, so werden ihm die im 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Beträge bis 
zum Ablauf der Dreimonatsfrist gemäß § 10 
Abs. 3 Satz 1 oder bis zu einer früheren 
Wiederanstellung (§ 9) gewährt. Wird ihm 
wegen Dienstunfähigkeit ein Anspruch auf 
Wiederanstellung nicht zuerkannt, so er- 
hält er die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Beträge mindestens für die Dauer von zwölf 
Monaten nach Ablauf des Monats, in dem 
er entlassen worden ist, sofern er nicht wäh- 
rend dieses Zeitraumes die gesetzliche Al- 
tersgrenze erreicht hat. Wird ein Wieder- 
gutmachungsantrag gemäß Satz 1 nicht ge- 
stellt, so enden die Zahlungen gemäß Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2 nach Ablauf von zwölf 
Monaten, gerechnet vom Ersten des auf die 
Entlassung folgenden Monats an." 

10. Hinter § 11a wird folgender § 11b eingefügt: 

„§ 11b 

Ruhestandsbeamte, die auf Grund der Zwei- 
ten Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Beamtenrechts vom 9. Oktober 1942 


(Reichsgesetzbl. I S. 580) als Beamte auf Wider- 
ruf wiederverwendet waren und aus dieser 
Verwendung aus Gründen des § 1 entlassen 
worden sind, werden so behandelt, wie wenn 
sie bis zum 8. Mai 1945, längstens jedoch bis 
zum Eintritt der Dienstunfähigkeit als Beamte 
auf Widerruf wiederverwendet worden wären." 

11. In § 14 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Hat der Geschädigte das von ihm am 
8. Mai 1945 bekleidete Amt aus den in Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes bezeichneten Grün- 
den verloren, so regeln sich seine Wiederver- 
wendung sowie seine versorgungsrechtlichen 
und sonstigen Ansprüche nach den Vorschriften 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des am 8. Mai 1945 tatsächlich beklei- 
deten Amtes das im Wiedergutmachungsver- 
fahren festgestellte Amt tritt." 

12. § 15 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 Abs. 2 Satz 2, §§ 11, 13 und 14 Abs. 2 gel- 
ten entsprechend." 

13. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter der Zahl 
„10," die Zahl „10 a," und hinter der Zahl 
„11," die Zahl „11b," eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Für die geschädigten Ruhestandsbeamten 
und sonstigen Versorgungsempfänger sowie 
deren versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen in den dem Deutschen Reich angeglie- 
derten Gebieten und die geschädigten An- 
gehörigen der autonomen Verwaltung des 
ehemaligen Protektorats Böhmen und Mäh- 
ren (§ 1 Abs. 2 Nr. 2) gelten als ruhegehalt- 
fähige Dienstbezüge die entsprechenden 
Dienstbezüge der vergleichbaren Angehöri- 
gen des deutschen öffentlichen Dienstes; auf 
die hiernach zustehenden Versorgungsbe- 
züge werden Zahlungen, die von einer aus- 
ländischen Versorgungseinrichtung auf 
Grund des der Wiedergutmachung zugrunde 
liegenden Dienstverhältnisses für den glei- 
chen Zeitraum geleistet werden, nach dem 
amtlichen Umrechnungskurs angerechnet" 

14. In § 20 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
(Absatz 2), die mit lebenslänglicher Dienstzeit- 
versorgung ausgeschieden waren und als wie- 
derverwendete Soldaten des Beurlaubtenstan- 
des aus Gründen des § 1 entlassen worden sind, 
werden bei Anwendung des § 53 Abs. 1 Satz 3 
und des § 64 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen so behandelt, wie wenn sie bis zum 
8. Mai 1945, längstens jedoch bis zum Eintritt der 
Dienstunfähigkeit, im Beurlaubtenstande wie- 
derverwendet worden wären; hierbei werden 
Beförderungen berücksichtigt, die sie ohne die 
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Entlassung voraussichtlich erlangt hätten. Ent- 
sprechendes gilt, wenn die in Satz 1 genannten 

Personen zwar nicht entlassen, aber aus Grün- 
den des § 1 nicht befördert worden sind." 

15. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Soweit der Bund wiedergutmachungspflich- 
tig ist, gilt § 18 Abs. 2 mit der Maßgabe ent- 
sprechend, daß die Versorgungsbezüge sich 
nach den für die Geschädigten früher maß- 
gebend gewesenen Satzungen, Dienstord- 
nungen, Ruhevergütungs- oder Ruhelohn- 
ordnungen oder Einzelarbeitsverträgen be- 
messen; die für die Beamten festgesetzten 
Mindestversorgungsbezüge gelten. Nach den 
vorgenannten früheren Versorgungsrege- 
lungen richtet sich auch die Anrechnung von 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen oder aus Zusatzversicherungen für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes. So- 
fern in Einzelfällen die maßgebend gewese- 
nen Satzungen, Dienstordnungen, Ruhever- 
gütungs- oder Ruhelohnordnungen oder Ein- 
zelarbeitsverträge ihrem Wortlaut nach nicht 
bekannt sind, können bekannte gleichartige 
Versorgungsregelungen der Bemessung der 
Versorgungsbezüge zugrunde gelegt wer- 
den." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 14 Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

16. § 21a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Angestelltenruhegeldes oder der Invaliden- 
rente" durch die Worte „der Versicherten- 
renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen mit Ausnahme der Bergmannsrente " 

, ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Für Angestellte und Arbeiter im Sinne des 
§ 21 Abs. 2, die ohne die schädigende Maß- 
' nähme (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstaben a, b) bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den 
für sie geltenden Vorschriften eine* Dienst- 
zeit von mindestens fünfundzwanzig Jahren 
erreicht haben würden, gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß an Stelle der Hälfte sechzig 
vom Hundert des dort genannten Arbeits- 
einkommens gewährt werden." 

c) Der bisherige Satz 2 in Absatz 1 wird 
Satz 3 und erhält folgenden Wortlaut: 
„Wird die Dienstfähigkeit wiedererlangt 
oder die Rente wegen einer Änderung in 
den Verhältnissen des Berechtigten entzo- 
gen oder fällt eine Rente auf Zeit weg, so 
lebt der Anspruch auf Bezüge nach Satz 1 
oder 2 wieder auf." 

d) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den zu- 
erst gebrauchten Worten „Absatz 1" die 
Worte „Satz 1 oder 2" eingefügt. In Satz 2 


werden hinter den Worten „Absatz 1" die 
Worte „Satz 1" eingefügt. 

e) Absatz 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„(3) Bezieht ein Empfänger von Bezügen 
nach Absatz 1 oder 2 ein Einkommen oder 
eine Versorgung aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst, so sind die §§ 158, 160 
des Bundesbeamtengesetzes sinngemäß an- 
zuwenden. Sonstige Arbeitseinkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebe- 
trieb oder aus selbständiger oder nichtselb- 
ständiger Arbeit außerhalb des öffentlichen 
Dienstes im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 
des Einkommensteuergesetzes werden auf 
die Bezüge angerechnet. Hierbei bleibt die 
Hälfte dieser Einkünfte anrechnungsfrei, 
mindestens jedoch ein Betrag in Höhe des 
Unterschiedes zwischen den Bezügen und 
dem vollen Arbeitseinkommen oder, sofern 
dieser Unterschiedsbetrag zweihundertfünf- 
zig Deutsche Mark monatlich nicht erreicht, 
dieser Betrag; bleibt das volle Arbeitsein- 
kommen hinter der in § 158 Abs. 4 des Bun- 
desbeamtengesetzes bezeichneten Höchst- 
grenze zurück, so gilt bei der Ermittlung des 
Unterschiedsbetrages diese Höchstgrenze als 
volles Arbeitseinkommen. Vom Ersten des 
auf die Vollendung des zweiundsechzigsten 
Lebensjahres folgenden Monats an wird die 
Anrechnung von Arbeitseinkünften gemäß 
Satz 2 und 3 dahin begrenzt, daß dem Ge- 
schädigten noch mindestens ein Betrag in 
Höhe der sich nach Absatz 1 ergebenden Be- 
züge zu leisten ist. Bei der Anrechnung von 
im Auslande erzielten Arbeitseinkünften ist 
der amtliche Umrechnungskurs der auslän- 
dischen Währung zugrunde zu legen. Die 
Vorschriften des § 156 Abs. 2, der §§ 159, 
162, 165 und 169 des Bundesbeamtengesetzes 
gelten ebenfalls sinngemäß." 

f) Hinter Absatz 4 werden folgende Absätze 
eingefügt: 

„(5) Für die Dauer der Gewährung von 
Bezügen der in Absatz 2 genannten Art gilt 
der Geschädigte als im Sinne der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen versicherungs- 
pflichtig beschäftigt. Die Bezüge nach Ab- 
satz 2 gelten als Arbeitsentgelt. 

(6) Die Versicherung ist in dem Zweig der 
gesetzlichen Rentenversicherungen durchzu- 
führen, dem der Geschädigte nach der Art 
der Beschäftigung angehören würde, wenn 
er der Vorschrift des § 9 entsprechend wie- 
dereingestellt worden wäre. In den Fällen 
des Absatzes 9 oder bei einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit 
eines Beziehers von Bezügen der in Ab- 
satz 2 genannten Art, für die Beiträge zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen nicht 
im Lohnabzugsverfahren zu entrichten sind, 
ist die Versicherung in dem Zweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen durchzu- 
führen, in dem der Geschädigte auf Grund 


5 



Drucksadle 2232 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


der tatsächlich ausgeübten Beschäftigung oder 
Tätigkeit versichert ist. Soweit die Versiche- 
rung in der Rentenversicherung der Ange- 
stellten oder in der knapp schaf fliehen Ren- 
tenversicherung durchzuführen ist, findet 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder § 1 Abs. 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes Anwendung. 

(7) Bezieht der Geschädigte Arbeitsein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit oder 
aus einer selbständigen Tätigkeit und unter- 
liegt er wegen dieser Beschäftigung oder 
Tätigkeit der Versicherungspflicht in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen, so ver- 
mindert sich der der Beurteilung der Ver- 
sicherungspflicht sowie der Berechnung der 
Beiträge und der Leistungen zugrunde zu 
legende Arbeitsentgelt (Absatz 5 Satz 2) um 
den Betrag, der nach Absatz 3 auf die Be- 
züge nach Absatz 2 anzurechnen ist. 

(8) § 1385 Abs. 4 Buchstabe a der Reichs- 
versicherungsordnung, § 112 Abs. 4 Buch- 
stabe a des Angestelltenversicherungsge- 
setzes und § 130 Abs. 6 Buchstabe a des 
Reichsknappschaftsgesetzes gelten entspre- 
chend. 

(9) übt der Bezieher von Bezügen der in 
Absatz 2 genannten Art eine versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung aus, für die Beiträge 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
im Lohnabzugsverfahren zu entrichten sind, 
so gilt diese als Hauptbeschäftigung im 
Sinne des § 1396 Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung und des § 118 Abs. 3 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes. 

(10) Für die in Absatz 5 genannte Zeit ent- 
. richtet der wiedergutmachungspflichtige 

Dienstherr die Beiträge bei Beendigung der 
Gewährung von Bezügen der in Absatz 2 
genannten Art, spätestens jedoch nach Ab- 
lauf eines jeden Kalenderjahres, unmittelbar 
an den Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und fügt eine Bescheinigung bei, 
die Beginn und Ende der Zeiten der Gewäh- 
rung dieser Bezüge sowie deren Höhe, so- 
weit diese der Beitragsentrichtung zugrunde 
gelegt ist, bezeichnet; § 29 Abs. 1 findet An- 
wendung. Der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung beurkundet die Zeiten und 
Bezüge und erteilt dem Geschädigten dar- 
über eine Aufrechnungsbescheinigung. Der 
Geschädigte muß sich bei jeder Zahlung von 
Bezügen nach Absatz 2 den auf ihn entfal- 
lenden Anteil an dem Beitrag zu den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen abziehen las- 
sen. " 

17. In § 21b Satz 1 wird hinter der Zahl „10," die 
Zahl „10 a," eingefügt. 

17a. In § 22b Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Der Zuschuß beträgt die Hälfte der Dienstbe- 
züge, die bei einer Wiederanstellung des ge- 


schädigten Beamten in einem Amt der im Wie- 
dergutmachungsbescheid bezeichneten Besol- 
dungsgruppe zu zahlen wären." 

18. Hinter § 25 wird folgender § 25 a eingefügt: 

„§ 25a 

Den nach §§24 bis 26 für die Anmeldung und 
Entscheidung zuständigen Behörden oder Ver- 
waltungsstellen ist in entsprechender Anwen- 
dung des § 191 Abs. 3, Abs. 4 Nr. 2 bis 4 und 
Abs. 5 des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) 
Rechts- und Amtshilfe zu leisten." 

18a. § 26 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Eine Entscheidung, durch die der Wie- 
dergutmachungsanspruch ganz oder teilweise 
abgelehnt wird, kann unmittelbar durch Klage 
im Verwaltungsrechtsweg angefochten werden, 
soweit nicht die in den Ländern geltenden 
Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnun- 
gen für Wiedergutmachungsansprüche gegen 
das Land oder eine der Landesaufsicht unter- 
stehende Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts einen anderen Rechts- 
weg vorsehen. Die Frist zur Erhebung der Klage 
beträgt drei Monate seit Zustellung der ange- 
fochtenen Entscheidung. Vor der Erhebung der 
Klage im Verwaltungsrechtsweg bedarf es kei- 
ner Nachprüfung in einem Vorverfahren." 

19. § 27 a Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„Das Verfahren regelt sich in diesen Fällen 
nach dem Neunten Abschnitt des Bundesent- 
schädigungsgesetzes (BEG) mit Ausnahme des 
§ 175 Abs. 2 und 3 sowie der §§ 182, 186 bis 
190, 199 bis 205 und 212." 

19a. In § 28 werden im Klammerzusatz „(§ 3 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 2 und 3)" die Worte „Abs. 2 und 3" 
durch die Worte „Abs. 2 bis 4" ersetzt. 

20. In § 29 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn auf 
Grund des der Wiedergutmachung zugrunde 
liegenden Dienstverhältnisses Zahlungen von 
einer ausländischen Versorgungseinrichtung ge- 
leistet worden sind. Bei der Anrechnung ist der 
amtliche Umrechnungskurs zugrunde zu legen." 

21. In § 31b wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, 
die in das Dienstverhältnis eines Berufssolda- 
ten oder eines Soldaten auf Zeit berufen wor- 
den sind oder berufen werden." 

22. § 31 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Die früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen 
im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 und der ehe- 
maligen Freien Stadt Danzig, die einen An- 
spruch auf Versorgung gegenüber ihrem 
Dienstherrn hatten oder ohne Verfolgung 
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des Judentums erlangt hätten, erhalten vom 
1. Oktober 1952 an monatliche Versorgungs- 
zahlungen auf der Grundlage ihrer früheren 
Dienstbezüge, sofern sie nicht nach einer 
verfolgungsbedingten Verdrängung aus 
ihrem früheren Beruf in den Dienst einer 
jüdischen Gemeinde oder öffentlichen Ein- 
richtung übernommen worden sind. Entspre- 
chendes gilt für ihre versorgungsberechtig- 
ten Hinterbliebenen. Allgemeine Änderun- 
gen der Bezüge von Versorgungsempfän- 
gern des Bundes sind zu berücksichtigen." 

b) In Absatz 2 wird der Punkt am Ende durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„hierbei können bestimmte Höchst- und 
Mindestbeträge festgesetzt und Regelungen 
. über das Ruhen der Versorgungszahlungen 
bei ihrem Zusammentreffen mit sonstigen 
Bezügen sowie über die Anrechnung von 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und sonstigen Versorgungsleistun- 
gen getroffen werden." 

23. Hinter § 31 e wird folgender § 31 f eingefügt: 

„§ 31 f 

(1) Auf Geschädigte, deren Dienstverhältnis 
bei einer in Berlin gelegenen Dienststelle einer 
Gebietskörperschaft oder einer in § 2a genann- 
ten Nichtgebietskörperschaft, eines Verbandes 
von Gebiets- oder Nichtgebietskörperschaften 
oder einer Einrichtung der öffentlichen Hand 
durch die Schädigung geendet hat und die Ver- 
sorgungsansprüche wegen § 3 nicht geltend 
machen können, sowie deren versorgungsbe- 
rechtigte Hinterbliebene findet, soweit der Bund 
nach § 22 wiedergutmachungspflichtig wäre, 
§ 56 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen entspre- 
chende Anwendung, wenn sie am 1. Januar 
1955 in Berlin oder seinen Randgebieten ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hatten. 
Das gilt auch für Geschädigte, denen Versor- 
gungsbezüge entzogen worden sind, die von 
einer in Berlin gelegenen Kasse der in Satz 1 
bezeiichneten Dienststellen gezahlt worden sind, 
sowie deren versorgungsberechtigte Hinterblie- 
bene. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 ist der 
Geschädigte so zu behandeln, wie wenn er bis 
zum 8. Mai 1945, längstens jedoch bis zur Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres 
oder bis zum Eintritt der Dienstunfähigkeit (Be- 
rufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit) im Dienst 
verblieben wäre und zum Personenkreis der 
§§1,2 oder 62 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen gehören 
würde. Entsprechendes gilt für Geschädigte, 
denen die Versorgungsbezüge entzogen worden 
sind, und ihre sowie die im Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichnten versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen. 


(3) Soweit für Geschädigte gemäß Absatz 1 
das Land Berlin oder eine Nichtgebietskörper- 
schaft, ein Verband von Gebiets- oder Nichtge- 
bietskörperschaften oder eine Einrichtung der 
öffentlichen Hand, die der Aufsicht des Landes 
Berlin unterstehen, nach § 22 wiedergut- 
machungspflichtig wäre, kann das Land Berlin 
diese Geschädigten ungeachtet der Vorschrift 
des § 3 in die Regelung dieses Gesetzes einbe- 
ziehen. " 

24. In § 35 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Der Anspruch gemäß Satz 1 erlischt bei Be- 
endigung der Wiederverwendung oder bei 
einer Wiederanstellung (§ 9) sowie mit der Ent- 
stehung des Anspruchs aus § 10 Abs. 3 Satz 1 
oder aus § 21 a Abs. 2." 

Artikel II 

Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes 

Artikel IV des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes vom 23. Dezember 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 820) wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Eines erneuten Antrages bedarf es in Abwei- 
chung von § 24 Abs. 4 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes jedoch dann, wenn über den Anspruch 
vor der Verkündung dieses Gesetzes durch un- 
anfechtbaren Bescheid oder durch rechtskräftiges 
Urteil entschieden worden ist; die Unanfechtbar- 
keit oder die Rechtskraft stehen einer erneuten 
Entscheidung nicht entgegen." 

b) In Nummer 2 werden die Worte „vor dem In- 
krafttreten" durch die Worte „vor der Verkün- 
dung" ersetzt. 

c) Es wird folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. Ist die Entscheidung über den Wiedergut- 
machungsantrag vor der Verkündung die- 
ses Gesetzes zugestellt worden, so sind dem 

Geschädigten auf seinen bis zum 

zu stellenden Antrag auch die seit der Zu- 
stellung dieser Entscheidung entrichteten 
Arbeitnehmeranteile aus den Beiträgen zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen und 
etwaige freiwillig entrichtete Beiträge nach 
Maßgabe des § 31 e zu erstatten." 

Artikel III 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für die 
im Ausland lebenden Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im Ausland 
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lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
vom 18. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 137) in der 
Fassung gemäß Artikel II des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes vom 23. Dezem- 
ber 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Die §§ 1, 2, 2a r 5 bis 11 und 11b bis 34 des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes finden auf Geschädigte 
sowie ihre versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen, die ihren Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Auslande haben, Anwendung, soweit 
nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist.“ 

2. In § 3 Nr. 1 und 2 werden die Worte „der Ge- 
schädigte“ durch die Worte „der Berechtigte“ 
ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) § 10a des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes gilt mit der Maßgabe, daß dem 
Antrag auf Belassung im Ruhestande ohne 
Rücksicht auf dienstliche Gründe für eine 
Wiederanstellung stattzugeben ist.“ 

b) Absatz 3 entfällt. 

4. In § 9 werden die Worte „des Gesetzes vom 
11. Mai 1951“ durch die Worte „des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes“ ersetzt. 


Artikel IV 

Übergangsvorschriften 

(1) Für Personen, denen auf Grund der Änderun- 
gen in Artikel I und III dieses Gesetzes erstmalig 
Wiedergutmachungsansprüche zustehen, endet die 
Frist zur Stellung des Wiedergutmachungsantrages 

mit Ablauf des (6 Monate nach 

Ablauf des Monats, in dem das Gesetz verkündet 
wird); § 24 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes gilt ent- 
sprechend. War der Wiedergutmachungsanspruch 
nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes oder nach dem Gesetz 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für die im Ausland lebenden 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes in der bis- 
herigen Fassung abgelehnt, so steht die Unanfecht- 
barkeit oder die Rechtskraft der Entscheidung dem 


Anträge und der erneuten Entscheidung nicht ent- 
gegen. 

(2) Ist über den Wiedergutmachungsantrag nach 
den in Absatz 1 Satz 2 genannten Gesetzen durch 
unanfechtbaren Bescheid oder rechtskräftiges Urteil 
entschieden worden, so kann der Berechtigte, soweit 
auf Grund der Änderungen in Artikel I und III 
dieses Gesetzes ein weiter gehender Anspruch 

begründet ist, bis zum (Zeitpunkt 

wie in Absatz 1) eine entsprechende Änderung der 
Wiedergutmachungsentscheidung beantragen; die 
Unanfechtbarkeit oder die Rechtskraft stehen inso- 
weit einer erneuten Entscheidung nicht entgegen. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Wiedergutma- 
chung durch Vergleich geregelt war. § 24 Abs. 3 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes gilt entsprechend. 

(3) Eine nach der bisherigen Fassung des § 3 
Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes von der obersten 
Dienstbehörde oder durch rechtskräftiges Urteil 
anerkannte Familienzusammenführung gilt als 
solche im Sinne der Neufassung dieser Vorschrift 
(Artikel I Nr. 5 Buchstabe e). 

(4) Unanfechtbare Entscheidungen oder rechtskräf- 
tige Urteile, die die Ansprüche von Geschädigten 
günstiger regeln als nach diesem Gesetz vorge- 
sehen ist, bleiben unberührt, soweit nicht nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes die Anrechnung von 
Zahlungen auf Wiedergutmachungsleistungen in 
Betracht kommt; sind Zahlungen bisher nicht ange- 
rechnet worden, so behält es dabei für die Zeit bis 
zum Ende des Monats, in dem dieses Gesetz ver- 
kündet wird, sein Bewenden. 

(5) Soweit sich Rechtsstreitigkeiten durch Erlaß 
dieses Gesetzes erledigen, werden Gerichtskosten 
einschließlich Auslagen nicht erhoben; außergericht- 
liche Kosten werden gegeneinander aufgehoben. 

(6) Ist die Entscheidung über den Wiedergut- 

machungsantrag vor der Verkündung dieses Geset- 
zes zugestellt worden, so kann der Geschädigte bis 
zum (Zeitpunkt wie in Absatz 1) die Belas- 

sung im Ruhestand gemäß § 10 a beantragen. Das 
gilt auch für Geschädigte, die Ruhegehalt gemäß 
§ 10 Abs. 3 erhalten; wird von diesen die Belassung 
im Ruhestand beantragt und dem Antrag stattgege- 
ben, so wird vom Ersten des auf die Antragstellung 
folgenden Monats an das Ruhegehalt so berechnet, 
wie wenn der Geschädigte entsprechend seinem 
Wiedergutmachungsanspruch wiederangestellt und 
aus diesem Amt mit Ablauf des Monats, in dem 
der Antrag gestellt worden ist, in den Ruhestand 
getreten wäre. 

(7) Für die Zeit vom 1. September 1957 bis zum 
Ablauf des Monats, in dem dieses Gesetz verkün- 
det wird, tritt in § 21a Abs. 3 Satz 2 letzter Halb- 
satz des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes in seiner bisherigen 
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Fassung an die Stelle des anrechnungsfreien 
Betrags von einhundertfünfzig ein solcher von 
zweihundert Deutsche Mark. 

(8) Angestellte und Arbeiter, die Bezüge gemäß 
§ 21 a Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes erhalten oder 
erhalten haben, sind für Zeiten der Gewährung 
dieser Bezüge, die vor dem Inkrafttreten der durch 
Artikel I Nr. 16 Buchstabe f eingefügten Vorschrif- 
ten (§ 21a Abs. 5 bis 10) liegen, nachzuversichern, 
sofern für sie nach diesen Vorschriften und unter 
Berücksichtigung der jeweils geltenden Vorschriften 
über die Jahresarbeitsverdienst- und Beitragsbe- 
messungsgrenze Beiträge zu entrichten gewesen 
wären; im übrigen finden die seit dem 1. März 1957 
geltenden Vorschriften über die Nachversicherung 
von Personen, die aus einer versicherungsfreien 
Beschäftigung ausscheiden, entsprechende Anwen- 
dung. 

A r t i k e 1 V 

Ermächtigung zur Bekanntmachung der Neufassung 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung der Wie- j 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 1 
Angehörige des öffentlichen Dienstes und des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im Ausland 
lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes in 
der nunmehr geltenden Fassung bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei- 
tigen, wobei jeweils das Wort „Bundesgebiet(es)" 
durch die Worte „Geltungsbereich(es) dieses Geset- 
zes", in § 34 des zuerst genannten Gesetzes jedoch 
durch die Worte „sonstigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes", zu ersetzen ist. 

A r t i k e 1 VI 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel VII 

Inkrafttreten 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 1, 3, Nr. 5 Buchstabe b, Nr. 7 
Buchstaben a und b, Nr. 9, 11, 12, Nr. 13 Buch- 


stabe b, Nr. 15, 20 und 22, Artikel II mit Wir- 
kung vom 1. April 1951, jedoch mit folgenden 
Maßgaben: 

a) die für Angehörige von Einrichtungen der 
öffentlichen Hand gemäß § 2 a (Artikel I 
Nr. 3) sowie für Ansprüche gemäß § 11a 
(Artikel I Nr. 9) bisher bestehenden Rege- 
lungen über den Beginn der Zahlung laufen- 
der Bezüge bleiben unberührt, 

b) die gemäß Artikel I Nr. 15 Buchstabe a 
zu gewährenden Mindestversorgungsbezüge 
werden erst vom 1. September 1957 ab ge- 
währt; 

2. Artikel I Nr. 4 

mit Wirkung vom 1. Januar 1954; 

3. Artikel I Nr. 5 Buchstabe a 

mit Wirkung vom 10. August 1955; 

j 4. Artikel I Nr. 21 

mit Wirkung vom 1. April 1956; 

5. Artikel I Nr. 2 

mit Wirkung vom 24. Mai 1956; 

6. Artikel I Nr. 16 Buchstaben a und c 
mit Wirkung vom 1. Januar 1957; 

7. Artikel I Nr. 17 a 
mit Wirkung vom 1. April 1957; 

8. Artikel I Nr. 5 Buchstaben e und f, Nr. 10, 
Nr. 14 und Nr. 19 a 

mit Wirkung vom 1. September 1957; 

9. Artikel I Nr. 23 

mit Wirkung vom 14. September 1957; 

10. Artikel I Nr. 5 Buchstaben c und d, Nr. 6, Nr. 7 
Buchstabe c, Nr. 8, Nr. 13 Buchstabe a, Nr. 16 
Buchstaben b, d bis f, Nr. 17, 18, 18 a, 19 
und 24, Artikel III bis VI am Ersten des auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Monats; Artikel III Nr. 1 tritt jedoch in- 
soweit, als die darin für anwendbar erklärten 
Vorschriften des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
früher in Kraft getreten sind oder in Kraft 
treten, zu diesen früheren Zeitpunkten in Kraft. 

(2) Zahlungen auf Grund des durch Artikel I 
Nr. 23 eingefügten § 31 f Abs. 1 werden vom Ersten 
des Monats ab gewährt, in dem der Antrag gestellt 

worden ist. Anträge, die bis zum (6 Monate 

| nach der Verkündung des Gesetzes) gestellt werden, 

! gelten als im Monat September 1957 gestellt. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung j 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes ist durch die Anlage zu Ar- 
tikel I des Dritten Änderungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1955 (BGBl. I S. 820) neu gefaßt und durch 
das Vierte Änderungsgesetz vom 10. Oktober 1957 
(BGBl. I S. 1703) hinsichtlich seines § 20 geändert 
worden. Nach Verkündung der Neufassung vom 
23. Dezember 1955 sind verschiedene Gesetze er- 
gangen, die mit dem Wiedergutmachungsgesetz für 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes im engen 
Zusammenhang stehen und an die das Wiedergut- 
machungsgesetz nunmehr anzupassen ist. Es handelt 
sich hierbei im wesentlichen um das Dritte Gesetz 
zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung vom 29. Juni 1956 (BGBl. I S. 559) und 
um das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen vom 
11. September 1957 (BGBl. I S. 1275). Während es bei 
den vorgesehenen Anpassungen an das Bundes- 
entschädigungsgesetz im wesentlichen bei redaktio- 
nellen Änderungen bewendet, sind die Angleichun- 
gen an das G 131 von materiellrechtlicher Bedeutung, 
um zu verhindern, daß die Geschädigten insoweit 
schlechter gestellt sind und bleiben als die unter das 
vorgenannte Gesetz fallenden Personen. 

Darüber hinaus dienen einige Änderungen den 
praktischen Bedürfnissen sowie der rechtlichen Klar- 
stellung. 

B. Zu den Änderungen im einzelnen 
Zu Artikel I Nr. 1 

a) Redaktionelle Anpassung an das Bundesent- 
schädigungsgesetz 

Durch Artikel I des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
vom 29. Juni 1956 (BGBl. I S. 559) ist die Überschrift 
des Gesetzes in „Bundesgesetz zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz — BEG)“ geändert 
worden. Das Gesetz hat gleichzeitig eine neue Fas- 
sung erhalten. Zur Klarstellung, daß diese Neu- 
fassung für die Beurteilung der Anspruchsgründe 
gemäß § 1 BWGöD maßgebend ist, bedarf der Ge- 
setzestext einer entsprechenden Änderung. 

j 

b) Redaktionelle Anpassung an das Bundesver- 
triebenengesetz 

Das Bundesvertriebenengesetz (BVFG) ist durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes vom 27. Juli 1957 
(BGBl. I S. 1207) geändert und durch die Bekannt- 
machung vom 14. August 1957 (BGBl. I S. 1215) in 


' der nunmehr geltenden Fassung bekanntgemacht 
; worden. Zwar hat sich der Wortlaut des in § 1 
| Abs. 2 BWGöD zitierten § 6 BVFG nicht geändert, 
jedoch haben die Begriffe „Vertreibungsgebiet“, 
„ Aussiedler" (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG) sowie „So- 
wjetzonenflüchtling“ (§ 3 BVFG), die für die An- 
wendung der §§ 2 b, 11a sowie § 3 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst, b und d BWGöD von Bedeutung sind, eine 
Änderung erfahren. 

Die Streichung der Worte „vom 19. Mai 1953 
(BGBl. I S. 201)“ soll klarstellen, daß das Bundes- 
vertriebenengesetz in seiner jeweils gültigen Fas- 
sung anzuwenden ist. 

Zu Artikel I Nr. 2 

Anpassung an § 3 Nr. 5 G 131 

Nach § 1 des Zweiten Gesetzes zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit vom 17. Mai 1956 
(BGBl. I S. 431) ist die deutsche Staatsangehörigkeit 
von Personen, die auf Grund der Verordnungen 
über die deutsche Staatsangehörigkeit im Lande 
Österreich vom 3. Juli 1938 (RGBl. I S. 790) und vom 
30. Juni 1939 (RGBl. I S. 1072) deutsche Staats- 
angehörige geworden waren, mit Ablauf des 
26. April 1945 erloschen. Unter gewissen Voraus- 
setzungen und bei dauerndem Aufenthalt im Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 können diese Personen durch Erklärung 
die deutsche Staatsangehörigkeit mit Rückwirkung 
auf den Zeitpunkt des Erlöschens wieder erwerben, 
ln diesen Fällen ist die Ausschließung von der Wie- 
dergutmachung nach dem Grundgedanken des § 2 
Abs. 2 BWGöD nicht mehr gerechtfertigt. Eine ent- 
sprechende Regelung enthält § 3 Nr. 5 G 131 nach 
der Neufassung vom 11. September 1957. 

Zu Artikel I Nr. 3 

a) Anpassung an § 63 Abs. 1 Nr. 1 und 2 G 131 

Nach der gegenwärtigen Regelung des § 2 a Abs. 1 
Nr. 1 BWGöD sind Angehörige von im Bundesgebiet 
befindlichen Nichtgebietskörperschaften und Ver- 
bänden von Nichtgebietskörperschaften nur dann in 
die Regelung des Gesetzes einbezogen, wenn die 
Nichtgebietskörperschaft am 30. Januar 1933 Körper- 
schaftsrechte hatte. Hiermit ist die Zugehörigkeit 
der Angehörigen von im Bundesgebiet befindlichen 
Nichtgebietskörperschaften und Verbänden von 
Nichtgebietskörperschaften abschließend geregelt; 

| denn für diese ist keine Aufnahme in die Anlage 1 
zu Absatz 1 Nr. 3 vorgesehen, weil die Anlage 1 sich 
nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Absatzes 1 
Nr, 3 nur auf außerhalb des Bundesgebietes befind- 
| liehe oder aufgelöste Nichtgebietskörperschaften und 
Verbände von Nichtgebietskörperschaften bezieht. 

Dagegen wird für Anwendbarkeit des G 131 auf An- 
gehörige von im Bundesgebiet befindlichen Körper- 
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schäften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts nicht verlangt, daß Körperschaftsrechte schon 
am 30. Januar 1933 bestanden haben müssen (vgl. 
§ 63 Abs. 1 Nr. 1 und 2 G 131). Diese einschrän- 
kende Regelung des BWGöD gegenüber dem G 131 
führt beispielsweise dazu, daß geschädigte Ange- 
hörige von im Bundesgebiet befindlichen Ersatz- 
kassen (die erst ab 1. April 1937 Körperschaftsrechte 
erlangt haben) nicht zum Personenkreis des BWGöD 
gehören, die nichtgeschädigten Angehörigen dage- 
gen Ansprüche nach § 63 des G 131 haben können. 
Dieser Unterschied zwischen den beiden genannten 
Gesetzen wird durch die unter Buchstabe a vor- 
gesehene Änderung beseitigt. 

Durch den Fortfall der Einschränkung an dieser 
Stelle wird das für die bisherige Regelung maßge- 
bende gesetzgeberische Motiv, die rein national- 
sozialistischen Organisationen und Wirtschaftsver- 
bände auszuschließen, nicht aufgegeben. Unter „im 
Bundesgebiet befindlichen" Nichtgebietskörperschaf- 
ten und Verbänden von Nichtgebietskörperschaften 
sind nur solche zu verstehen, die bei Inkrafttre- 
ten des Gesetzes (1. April 1951) im Bundesgebiet 
noch bestanden haben - — ein Sachverhalt, der bei 
nationalsozialistischen Organisationen und Wirt- 
schaftsverbänden nicht vorliegen kann. 

b) Anpassung an § 2 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und 
§ 2 Abs. 1 Satz 3 G 131 

Das vorerwähnte gesetzgeberische Motiv kommt 
nunmehr in der näheren Umschreibung der Ermäch- 
tigung zur Ergänzung der Anlage 1 hinsichtlich der 
außerhalb des Bundesgebietes befindlichen oder 
aufgelösten Nichtgebietskörperschaften und Ver- 
bänden von Nichtgebietskörperschaften zum Aus- 
druck. Mit der jetzt vorgesehenen Fassung, die in- 
haltlich der für das G 131 in § 2 Abs. 1 Satz 2 und 3 
getroffenen Regelung entspricht, wird zugleich 
einem bisher bestehenden verfassungsrechtlichen 
Bedenken — vom Gesichtspunkte des Artikels 80 GG 
aus — abgeholfen. 

Nach Artikel 80 Abs. 1 GG müssen in einer gesetz- 
lichen Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Er- 
mächtigung bestimmt werden. Diesem Erfordernis 
entspricht die jetzt vorgesehene Fassung. 

c) Neuregelung auf Grund praktischen Bedürfnisses 

Die unter Buchstabe c vorgesehene Anfügung eines 
neuen Absatzes 4 soll bewirken, daß geschädigte 
Angehörige von solchen — nicht in der Anlage 2 
aufgeführten — Einrichtungen, die nach der Schä- 
digung in einer Gebietskörperschaft, einer Nichtge- 
bietskörperschaft, einem Verband von Gebiets- oder 
Nichtgebietskörperschaften oder in einer sonstigen 
Einrichtung der öffentlichen Hand im Sinne des Ab- 
satzes 1 aufgegangen sind, dann zum Personenkreis 
des Gesetzes gehören, wenn sie ohne die Schädi- 
gung in den Dienst der die Aufgaben fortführenden 
Körperschaft (Verband von Körperschaften) oder 
Einrichtung übernommen worden wären. In diesen 
Fällen bedarf es hinfort einer „Aufnahme" der Ein- 
richtung in die Anlage 2 nicht mehr. Hierbei wird 
davon ausgegangen werden können, daß diese Per- 
sonen, wenn sie nicht geschädigt worden wären, 
in der Regel an der Rechtsentwicklung der Einrich- 


tung teilgehabt hätten und zwangsläufig Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes geworden wären, 
wenn sie im Zeitpunkt des Aufgabenüberganges die 
Altersgrenze noch nicht erreicht hatten und noch 
dienstfähig waren. Demgemäß wird von den Ge- 
schädigten der Beweis, daß sie von der die Aufga- 
ben fortführenden Körperschaft (Verband von Kör- 
perschaften) oder Einrichtung übernommen worden 
wären, nicht verlangt werden, zumal er schwerlich 
erbracht werden könnte. Es genügt vielmehr, daß 
sie Tatsachen vortragen, aus denen die Übernahme 
mit überwiegender Wahrscheinlichkeit zu schließen 
ist. 

Bisher mußten Einrichtungen der vorgenannten Art, 
wenn ihre geschädigten Angehörigen nach dem 
BWGöD anspruchsberechtigt sein sollten, in die An- 
lage 2 § 2 a aufgenommen werden (vgl. daselbst 
Nr. 6 b und c, Nr. 26 bis 33, 45, 51, 52, 64, 65 und 71 
bis 78), was zu großen Verzögerungen in der ab- 
schließenden Erledigung der Wiedergutmachungs- 
fälle geführt hat. 

Die Frage, ob eine Einrichtung „aufgegangen" ist, 
muß im Hinblick auf den Gesichtspunkt der Funk- 
tionsnachfolge nach der tatsächlichen Entwicklung 
beurteilt werden. 

Zu Artikel I Nr. 4 

Anpassung an § 37 d G 131 

Nach der bisherigen Fassung des § 2 b Abs. 2 
können Ehefrauen und Kinder von Geschädigten, 
die in der sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetischen Sektor von Berlin aus Gründen in Ge- 
wahrsam gehalten werden, die im Bundesgebiet 
nicht anerkannt werden, nur dann Wiedergutma- 
chungsleistungen erhalten, wenn der Gewahrsam 
bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
(1. 4. 1951) bestanden hat. Das gleiche gilt — wenn 
Ehefrau und Kinder nicht vorhanden sind — für 
sonstige Personen mit einem gesetzlichen Unter- 
haltsanspruch gegen den Geschädigten. Diese Rege- 
lung führt zu Härten in den Fällen, in denen der 
Gewahrsam erst nach dem 1. April 1951 begonnen 
hat. 

Für die gleichgelagerten Fälle von Nichtgeschädig- 
ten ist in § 37 d G 131 bestimmt, daß der Ehefrau 
oder den Kindern (bzw. sonstigen unterhaltsbe- 
rechtigten Personen) eines Beamten, der nach dem 
31. März 1951 unter den vorgenannten Vorausset- 
zungen in Gewahrsam genommen ist oder wird, 
das Übergangsgehalt gezahlt werden kann, das dem 
Beamten bei Wohnsitz oder dauerndem Aufenthalt 
im Bundesgebiet zustehen würde. Hat der Beamte 
die Altersgrenze erreicht, so tritt an die Stelle des 
Übergangsgehalts der dem Beamten bei Heimkehr 
in das Bundesgebiet zustehende Versorgungsbezug. 
Wenn auch das G 131 hiernach zwischen Fällen, in 
denen der Gewahrsam bereits am 1. April 1951 be- 
standen hat (§ 37 b Abs. 4), und solchen, in denen 
dieser Tatbestand erst nach dem 31. März 1951 ein- 
getreten ist (§ 37 d), insoweit unterscheidet, als 
in den zuerst genannten Fällen die Dienstbezüge 
gezahlt werden, die dem Beamten am 8. Mai 1945 
zugestanden haben, während in den zuletzt genann- 
ten Fällen nur das Übergangsgehalt bzw. das Ruhe- 
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gehalt gewährt werden kann, so sieht der vorlie- 
gende Gesetzentwurf von einer derartigen unter- 
schiedlichen Regelung ab. Sie erscheint angesichts 
der verschwindend geringen Zahl von solchen Wie- 
dergutmachungsfällen unnötig. 

Zu Artikel I Nr. 5 

Wegen des engen Zusammenhangs des BWGöD mit 
dem G 131 müssen die an den Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt geknüpften Anspruchsvorausset- 
zungen beider Gesetze übereinstimmen, denn die 
Durchführung eines Wiedergutmachungsbescheides, 
der auf den allgemeinen Rechtsstand nach dem 
G 131 aufbaut und diesen oder der Rechte nachdem 
G 131 zubilligt (§ 31 a BWGöD), lediglich verbessert 
(§§ 14, 15, 21 Abs. 3 BWGöD) würde Schwierigkei- 
ten bereiten, wenn nicht zugleich auch die Wohn- 
sitzvoraussetzungen des G 131 erfüllt wären. Die 
in Nr. 5 unter Buchstaben a bis f vorgesehenen 
Änderungen gleichen die Wohnsitzvoraussetzungen 
des BWGöD an die der §§ 4 und 4 b des G 131 in 
der Fassung vom 11. September 1957 an. Ein materi- 
elller Unterschied besteht alsdann lediglich — wie 
auch bisher — bei der Familienzusammenführung 
(§ 4b G 131, § 3 Abs. 2 BWGöD) hinsichtlich der 
Mindestgrenze des Lebensalters des Zuziehenden 
(G 131 = 70 Jahre; BWGöD = 65 Jahre), die natur- 
gemäß nicht verschlechtert werden darf. 

Erläuternd zu den einzelnen Vorschriften sei folgen- 
des ausgeführt: 

a) Anpassung an § 4 Abs . 1 Nr. 2 a G 131 in Ver- 
bindung mit § 9 Abs. 1 und 3 Häftlingshilfe- 
gesetz 

Sie ist deshalb erforderlich, weil nach § 9 Abs. 3 des 
Häftlingshilfegesetzes in der Fassung vom 13. März 
1957 (BGBl. I S. 168) nur noch solche in der sowjeti- 
schen Besatzungszone oder im sowjetischen Sektor 
von Berlin interniert gewesene Deutsche als Heim- 
kehrer im Sinne des § 1 Abs. 4 des Heimkehrergeset- 
zes gelten, die bereits vor dem 10. August 1955 ihren 
ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet oder Berlin 
(West) genommen haben. Wer nach dem 9. August 
1955 innerhalb von 6 Monaten nach der Entlassung 
aus einem mehr als 12 Monate dauernden Gewahr- 
sam ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Gesetzes nimmt, „gilt" zwar nicht mehr als Heim- 
kehrer, aber erhält gemäß § 9 Abs. 1 des Häftlings- 
hilfegesetzes in entsprechender Anwendung des 
Heimkehrergesetzes die dort vorgesehenen Ver- 
günstigungen, ist also einem Heimkehrer „gleich- 
zubehandeln". 

b) Anpassung an § 4 Abs. 1 Nr. 2 c G 131 

Die Neufassung stellt klar, daß unter „Ausland" das 
jetzige Ausland zu verstehen ist und daß dazu nicht 
die zur Zeit unter fremder Verwaltung stehenden 
Gebiete gehören, die Bestandteile des Deutschen 
Reiches in seinen Grenzen vom 31. Dezember 1937 
sind (Ostpreußen, Gebiete östlich der Oder-Neiße- 
Linie). Außerdem wird klargestellt, daß der Tat- 
bestand der Rückkehr aus fremden Staaten auch 
dann vorliegt, wenn jemand aus den dem Deut- 
schen Reich nach dem 31. Dezember 1937 angeglie- 


derten Gebieten in jetziges Ausland gelangt war 
und nunmehr in das Bundesgebiet zurückkehrt. 

c) Anpassung an § 4 Abs. 2 Nr. 2 G 131 

Die Änderung bewirkt, daß die Eigenschaft als So- 
wjetzonenflüchtling nur noch durch die zuständigen 
Flüchtlingsbehörden festzustellen ist. Damit ist die 
bisher bestehende Möglichkeit, divergierende Ent- 
scheidungen über die Flüchtlingseigenschaft zu tref- 
fen (durch die oberste Dienstbehörde für Zwecke des 
BWGöD, durch die Flüchtlingsbehörde für den 
Flüchtlingsausweis C), ausgeschaltet; das bisherige 
umständliche Koordinierungsverfahren kommt in 
Fortfall. Der Verfahrensgang ist nunmehr der, daß 
der Geschädigte zunächst die Feststellung seiner 
Flüchtlingseigenschaft bei der Flüchtlingsbehörde 
betreiben muß, danach kann ohne weiteres über den 
Wiedergutmachungsantrag entschieden werden. 

d) Aus der Änderung unter Buchstabe c ergibt sich 
der Fortfall des bisherigen Satzes 2 in § 3 Abs. 1 
BWGöD. 

e) Anpassung an § 4 b Abs. 2 G 131 

Die Definition des Begriffs der Familienzusammen- 
führung, die der Auslegung nunmehr engere Gren- 
zen setzt, entspricht der des § 4b G 131 unter Be- 
rücksichtigung der im Entwurf einer Dritten Novelle 
zum G 131 hierzu vorgesehenen Änderungen. Ab- 
weichend ist für § 3 Abs. 2 Satz 2 BWGöD lediglich 
vorgesehen, daß — wie der Zuziehende selbst — 
der ihn bisher Betreuende das 65. Lebensjahr voll- 
endet haben muß (in § 4 b G 131: das 70. Lebens- 
jahr). 

f) Anpassung an § 4 Abs. 3 G 131 

Die Änderung soll bewirken, daß versorgungsbe- 
rechtigte Hinterbliebene — wenn sie nicht schon 
selbst die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 BWGöD 
erfüllen — auch dann anspruchsberechtigt sind, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 in der Person 
des Geschädigten erfüllt waren. 

Zu Artikel I Nr. 6 

Redaktionelle Anpassung an §§ 43/47 BEG 

Die Änderung trägt der Novellierung des BEG (vgl. 
zu Nr. 1) Rechnung. Die Vorschrift des § 16 des 
Bundesergänzungsgesetzes ist durch §§ 43 und 47 
des Bundesentschädigungsgesetzes ersetzt und er- 
gänzt worden. In diesen Bestimmungen wird nun- 
mehr zwischen „Freiheitsentziehung" und „Frei- 
heitsbeschränkung" unterschieden. Unter den Be- 
griff „Freiheitsbeschränkung" fällt jetzt auch im 
BEG ein Leben unter haftähnlichen oder menschen- 
unwürdigen Bedingungen im Inlande sowie im Aus- 
lande, so daß sich die besondere Erwähnung dieses 
Tatbestandes in § 9 Abs. 2 Satz 4 zweiter Halbsatz 
erübrigt. 

Klarstellung in Satz 5 

Satz 5 ist durch einen Halbsatz ergänzt worden, der 
zum Ausdruck bringt, daß selbstverständlich für ein 
und denselben Zeitraum stets nur eine Doppel- 
anrechnung in Frage kommen kann. 
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Zu Artikel I Nr. 7 

Neuregelung 

a) Nach der bisherigen Fassung des § 10 Abs. 1 
Satz 2 BWGöD verbleibt es in den Fällen, in 
denen der Geschädigte in der Zeit seit dem In- 
krafttreten des Gesetzes bis zur Entscheidung 
über den Wiedergutmachungsantrag (einschließ- 
lich der Dreimonatsfrist gemäß § 10 Abs. 3) 
dienstunfähig geworden ist oder die Altersgrenze 
erreicht hat und demgemäß eine Wiederanstel- 
lung nicht mehr vorgenommen werden kann, bei 
dem Ruhegehaltsanspruch gemäß § 10 Abs. 1; 
danach bemessen sich sowohl die ruhegehalt- 
fähige Dienstzeit als auch die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge nach dem Stande vom 1. April 1951. 
Der wiedergutmachungsrechtliche Grundsatz, den 
Geschädigten hinsichtlich seines endgültigen Ver- 
sorgungsanspruchs so zu stellen, als sei er nicht 
geschädigt worden — wie er im § 9 Abs. 2 Satz 3, 
§ 10 Abs. 3 Satz 2 und § 11 Abs. 1 zum Ausdruck 
gekommen ist — kommt in diesen Fällen nicht im 
vollen Umfange zur Geltung. Wäre der Geschä- 
digte nicht entlassen oder vorzeitig in den Ruhe- 
stand versetzt worden, dann wäre er im Zeit- 
punkt des Eintritts der Dienstunfähigkeit oder 
der Erreichung der Altersgrenze in den endgülti- 
gen Ruhestand getreten und sein Ruhegehalt 
hätte sich nach den in diesem Zeitpunkt maß- 
gebenden ruhegehaltfähigen Dienstbezügen und 
einer bis zu diesem Zeitpunkt rechnenden ruhe- 
gehaltfähigen Dienstzeit bemessen. Ein solches 
endgültiges Ruhegehalt erhalten auch die Ge- 
schädigten, denen ein Wiederanstellungsanspruch 
zuerkannt worden ist und die Ruhegehalt gemäß 
§ 10 Abs. 3 Satz 1 erhalten haben (vgl. § 10 
Abs. 3 Satz 2). Da in den vorgenannten Fällen 
das Unterbleiben der Wiederanstellung vom Ge- 
schädigten nicht zu vertreten ist, erscheint es 
nicht gerechtfertigt, ihm deshalb nur ein nach 
dem Stande vom 1. April 1951 bemessenes end- 
gültiges Ruhegehalt zu gewähren. Diesen Er- 
wägungen soll Satz 2 der Neufassung gerecht 
werden. 

Dagegen soll es in Fällen, in denen die Wieder- 
anstellung aus anderen Gründen als dem Eintritt 
der Dienstunfähigkeit oder der Erreichung der 
Altersgrenze unterbleibt — das können sein: 
mangelnde persönliche und fachliche Eignung, 
Ablehnung des Wiedererwerbs der deutschen 
Staatsangehörigkeit, mangelnde Geschäftsfähig- 
keit, Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter, mangelndes Bekenntnis zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung — bei der bis- 
herigen Regelung bewenden, da in diesen Fällen 
das Unterbleiben der Wiederanstellung auf 
Gründen beruht, die vom Geschädigten zu ver- 
treten sind. Das kommt in Satz 3 der Neufassung 
zum Ausdruck, der dem bisherigen Satz 2 in § 10 
Abs. 1 entspricht. 

bj Die unter Buchstabe b) vorgesehene Einfügung 
ist aus Gründen der Klarstellung erforderlich, 
weil nach der unter Buchstabe a) vorgesehenen 
Änderung des Satzes 2 jetzt noch eine andere 


Bemessungsgrundlage für das Ruhegehalt als die 
nach dem Stande vom 1. April 1951 in Betracht 
kommt. Das Ruhegehalt in Höhe der Dienst- 
bezüge gemäß § 10 Abs. 2 soll aber — anders als 
gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 — hier gleichbleibend 
nach dem Stande vom 1. April 1951 bemessen 
werden. Bei der Bezugnahme auf Absatz 1 muß 
daher Satz 1 ausdrücklich erwähnt werden. 

c) Da nunmehr schon in Absatz 1 Satz 2 eine Rege- 
lung über die Bemessung des endgültigen Ruhe- 
gehaltes bei Unterbleiben der Wiederanstellung 
wegen Eintritts der Dienstunfähigkeit oder Er- 
reichung der Altersgrenze vorgesehen ist, die in 
ihrem Umfang der bisherigen Regelung des Ab- 
satzes 3 Satz 2 entspricht, bedarf es in Absatz 3 
Satz 2 nur noch eines Hinweises. 

Zu Artikel I Nr. 8 

Übernahme der Regelung des § 4 Abs. 1 BWGöD 
(Ausl.) 

Den unter das G 131 fallendem Personen ist durch 
die Regelung des § 24 G 131 die Möglichkeit eröff- 
net worden, bei Vorliegen bestimmter Vorausset- 
zungen von der Verpflichtung zur Teilnahme an der 
Unterbringung — unter Wahrung ihres Anspruchs 
auf Übergangsgehalt und spätere Versorgung — 
befreit zu werden. Aus Gründen der Rechtsanglei- 
chung muß hiernach auch für Geschädigte eine 
Regelung getroffen werden, nach der sie durch einen 
Antrag auf Belassung im Ruhestände von der mit 
dem Wiederanstellungsanspruch verbundenen Ver- 
pflichtung zur Wiederaufnahme des Dienstes in 
einer dem Wiedergutmachungsanspruch entspre- 
chenden Beschäftigung befreit werden können, 
zumal die schuldhafte Verletzung dieser Verpflich- 
tung nach § 31 BWGöD die Entziehung der Wieder- 
gutmachung — entweder ganz oder teilweise — zur 
Folge haben kann. Bisher bestand die Möglichkeit 
der Belassung im Ruhestände nur für die im Aus- 
lande lebenden Geschädigten, die nach dem 
BWGöD (Ausl.) anspruchsberechtigt sind. 

Der vorliegende Entwurf sieht vor, den bisher in 
§ 4 Abs. 1 BWGöD (Ausl.) enthaltenen Rechtsgedan- 
ken in das BWGöD (Inland) zu übernehmen und 
damit zu einer allgemein geltenden Rechtsnorm für 
die Geschädigten zu machen, lediglich mit dem Vor- 
behalte, daß dienstliche Gründe der Belassung im 
Ruhestände nicht entgegenstehen dürfen. Diese 
Regelung weicht zwar insoweit von der des § 24 
G 131 ab, als sie nicht auf Personen beschränkt ist, 
die das 50. Lebensjahr vollendet haben. Das wird 
aber hingenommen werden können. 

Für die vorgesehene Regelung spricht die Erwä- 
gung, daß es — ■ wie bei den Wiedergutmachungs- 
berechtigten nach dem BWGöD (Ausl.) — auch für 
die im Bundesgebiet lebenden Geschädigten, die 
sich eine neue Lebensgrundlage auf gebaut haben, 
eine große, mit Schwierigkeiten und Härten ver- 
bundene Umstellung bedeuten kann, wenn sie ihren 
neuen Beruf aufgeben und einer Aufforderung zur 
Wiederaufnahme des Dienstes in einem ihrem Wie- 
dergutmachungsanspruch entsprechenden Amt — 
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dem sie durch die lange zurückliegende Schädigung 
entfremdet sind — Folge leisten müßten, um nicht 
des Wiedergutmachungsanspruchs gemäß § 31 

Abs. 1 Nr. 1 BWGöD verlustig zu gehen. Durch den 
Antrag auf Belassung im Ruhestande können sie 
sich dieser Verpflichtung entziehen. Insoweit wirkt 
sich die Regelung — auch ohne eine besondere 
finanzielle Vergünstigung wie in § 24 Abs. 2 G 131 
- — zum Vorteil der Geschädigten aus, wie auch des 
wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn, der an 
Stelle des Ruhegehalts in Höhe der vollen Dienst- 
bezüge nur noch das normale Ruhegehalt zu zahlen 
hat. 


Zu Artikel I Nr. 9 

a) Anpassung an die Änderung des § 10 Abs. 1 
durch Artikel 1 Nr. 7 

Nachdem durch die Änderung des § 10 Abs. 1 
BWGöD nunmehr verschiedene Bemessungsgrund- 
lagen für das Ruhegehalt in Betracht kommen, be- 
darf es bei der Bezugnahme auf diese Vorschrift in 
§ 1 1 a Abs. 1 Satz 2 der näheren Bestimmung, wel- 
che Bemessungsgrundlage hier gemeint ist. Billiger- 
weise werden der Ehefrau oder den Kindern eines 
in Kriegsgefangenschaft befindlichen Geschädigten, 
der die Altersgrenze erreicht hat, Zahlungen in 
Höhe des Ruhegehalts zu gewähren sein, das dem 
Geschädigten nach seiner Heimkehr auf den von 
ihm zu stellenden Wiedergutmachungsantrag zuzu- 
erkennen wäre; das ist das nach § 10 Abs. 1 Satz 2 
bemessene Ruhegehalt. 

b) Anpassung an § 37 b Abs. 2 G 131 

Hinsichtlich der an den Geschädigten nach seiner 
Heimkehr zu zahlenden Bezüge hat die bisherige 
Regelung des § 11 a Abs. 2 BWGöD, die eine Fort- 
zahlung der Dienstbezüge an den Heimgekehrten 
„bis zur Entscheidung über seinen eigenen Wie- 
dergutmachungsantrag, längstens für die Dauer 
von 12 Monaten" vorsah, in den Fällen zu einer 
Benachteiligung gegenüber der Regelung des G 131 
geführt, in denen der Wiedergutmachungsantrag 
sogleich nach der Heimkehr des Geschädigten 
gestellt und vor Ablauf von 12 Monaten nach der 
Heimkehr über den Antrag entschieden worden ist, 
so daß die Fortzahlung der vollen Dienstbezüge als 
Ruhegehalt nicht die Dauer von 12 Monaten er- 
reichte. Dagegen sieht § 37 b Abs. 2 G 131 die Fort- 
zahlung der Dienstbezüge unter allen Umständen 
für die Dauer von 12 Monaten vor, es sei denn, daß 
während dieses Zeitraumes die Altersgrenze er- 
reicht wird. Darüber hinaus ist aber die Regelung 
des § 37 b Abs. 2 G 131 in der Fassung vom 11. Sep- 
tember 1957 noch dahin erweitert worden, daß dem 
Heimgekehrten, wenn er innerhalb eines Jahres 
ohne sein Verschulden nicht untergebracht ist, die 
vollen Dienstbezüge noch bis zur Dauer eines 
weiteren Jahres als Übergangsgehalt zu gewäh- 
ren sind. Diese Unterschiedlichkeit der Regelungen 
zwischen dem BWGöD und dem G 131 gilt es im 
Rahmen des Möglichen zu beseitigen. Hinzu kommt, 
daß nach der bisherigen Regelung des § 11 a Abs. 2 
BWGöD der Übergang von Leistungen gemäß § 11 a 


in die den Geschädigten nach § 10 oder § 11 zuste- 
henden Wiedergutmachungsansprüche nicht in allen 
Fällen ohne Lücke sichergestellt war, nämlich dann 
nicht, wenn der Geschädigte erst zum Schluß der 
ihm nach § 24 Abs. 2 Satz 2 BWGöD zugebilligten 
Antragsfrist von 1 Jahr nach der Heimkehr den 
Wiedergutmachungsantrag gestellt hat und erst 
nach Ablauf des 12-Monatszeitraumes über den 
Wiedergutmachungsantrag entschieden werden 
I konnte. In diesen Fällen hörte die Zahlung laufen- 
der Bezüge nach 12 Monaten auf, und der Geschä- 
digte war bis zur Entscheidung über seinen Wieder- 
gutmachungsantrag ohne Versorgungsbezüge. 

Die neue Fassung des § 11 a Abs. 2 sieht vor, dem 
Heimkehrer die Zahlungen gemäß § 11a Abs. 1 
Satz 1 oder 2 (volle Dienstbezüge oder Ruhegehalt 
bei erreichter Altersgrenze) grundsätzlich bis zur 
Zustellung der Entscheidung über seinen eigenen 
Wiedergutmachungsantrag weiter zu gewähren 
(Satz 2). Hat er einen Wiederanstellunganspruch, 
so werden die vollen Dienstbezüge als Ruhegehalt 
(§ 11a Abs. 1 Satz 1) noch weitere drei Monate — 
nämlich bis zum Beginn der vollen Dienstbezüge 
nach § 10 Abs. 3 Satz 1 BWGöD — oder bis zu einer 
! früheren Wiederanstellung (§ 9) weitergewährt 
(Satz 3). Für den Fall, daß der Wiederanstellungs- 
anspruch wegen inzwischen eingetretener Dienst- 
unfähigkeit entfällt und daß die Entscheidung über 
den Wiedergutmachungsantrag vor Ablauf von 
zwölf Monaten nach dem Ende des Entlassungs- 
! monats zugestellt worden ist, wird durch Satz 4 — - 
abweichend von der Regelung des Satzes 2 — die 
Fortdauer der Zahlungen in Höhe der vollen Dienst- 
bezüge bis zur Gesamtdauer von 12 Monaten nach 
Ablauf des Entlassungsmonats gewährleistet, es sei 
denn, daß der Tatbestand des Erreichens der gesetz- 
lichen Altersgrenze inzwischen eintritt, der in 
jedem Falle eine Umstellung der Zahlungen von 
vollen Dienstbezügen auf das Ruhegehalt zur Folge 
hat. Das entspricht der in § 37 b Abs. 2 G 131 getrof- 
fenen Regelung. Schließlich war eine Regelung für 
den Fall vorzusehen, daß der heimgekehrte Geschä- 
digte einen Wiedergutmachungsantrag nicht stellt 
(Satz 5). 

Zu Artikel I Nr. 10 

Anpassung an § 29 Abs. 3 G 131 

Nach § 29 Abs. 3 G 131 und § 180 Abs. 1 Nr. 3, 
Abs. 2 Nr. 4 BBG werden Erhöhungen von Versor- 
gungsbezügen auf Grund der Zweiten Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiet des Beamten- 
rechts vom 9. Oktober 1942 (RGBl. I S. 580) grund- 
sätzlich nicht berücksichtigt. Es gilt danach jetzt 
§ 112 Nr. 1 BBG mit der Maßgabe, daß lediglich die 
von einem wiederverwendeten Ruhestandsbeamten 
im Beamtenverhältnis zurückgelegte Dienstzeit als 
Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versor- 
gungsrechts angerechnet wird. Um Ruhestands- 
beamte, die aus Verfolgungsgründen aus einer Wie- 
derverwendung im Beamtenverhältnis auf Widerruf 
entlassen worden sind, in ihrer jetzigen Versorgung 
nicht schlechter zu stellen als solche, deren Wieder- 
verwendung fortgedauert hat, ist eine Regelung 
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erforderlich, durch die bei diesen Personen auf der 
Grundlage des für sie bisher maßgebenden Rechts 
eine Fortdauer der Wiederverwendung bis zum 
8. Mai 1945 oder bis zum Zeitpunkt des früheren 
Eintritts der Dienstunfähigkeit fingiert wird. 

Zu Artikel I Nr. 11, 12 und 15 Buchstabe b 

Übernahme der bisherigen Verhaltungsvorschrift 
Nr. 2 zu § 14 BWGöD in das Gesetz 

Die Regelungen der §§ 14, 15 und 21 Abs. 3 BWGöD 
betreffen ausschließlich den Umfang der Wieder- 
gutmachung für Geschädigte (Beamte, Angestellte 
und Arbeiter), die im Dienst verblieben, jedoch 
durch Versetzung in ein Amt mit niedrigerem End- 
grundgehalt (Herabgruppierung), Unterbleiben der 
Beförderung (Höhergruppierung) oder Unterbleiben 
der Übernahme in das Beamtenverhältnis geschä- 
digt worden sind. Ihnen steht Wiedergutmachung in 
der Weise zu, daß auf der Grundlage des für sie 
maßgebenden Dienstrechts die Versetzung in ein Amt 
mit niedrigerem Endgrundgehalt (Herabgruppierung) 
rückgängig zu machen ist und gegebenenfalls unter- 
bliebene Beförderungen (Höhergruppierungen) wie 
auch die unterbliebene Übernahme in das Beamten- 
verhältis nachzuholen sind. Bei der Verwirklichung 
dieses Anspruchs ist zu unterscheiden zwischen 
Geschädigten, die 

1. nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 ihr 
Dienstverhältnis fortsetzen konnten, weil sie 
ihren Dienstherrn behalten haben, 

2. durch den Zusammenbruch ihr Amt oder ihren 
Arbeitsplatz aus den in Artikel 131 des Grund- 
gesetzes genannten Gründen verloren haben. 

Bei den unter 1. genannten Personen ist angesichts 
des fortbestehenden Dienstverhältnisses die Nach- 
holung der unterbliebenen Beförderungen sowie die 
nachträgliche Übernahme in das Beamtenverhältnis 
nach Feststellung des Wiedergutmachungsanspruchs 
ohne weiteres möglich. 

Dagegen kann in den unter 2. genannten Fällen, in 
denen ein Dienstverhältnis nach dem Zusammenbruch 
nicht fortbestanden hat und Rechte aus dem frühe- 
ren Dienstverhältnis nur nach Maßgabe des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 GG fallenden Personen bestehen, die Wie- 
dergutmachung nur in der Form durchgeführt wer- 
den, daß die Geschädigten mit der durch Nachholung 
der Beförderung oder nachträglichen Übernahme in 
das Beamtenverhältnis verbesserten Rechtsstellung 
auf die ihnen grundsätzlich zustehenden Rechte nach 
dem G 131 verwiesen werden. Ein „Wiederanstel- 
lungsanspruch" kann ihnen durch die Wiedergut- 
machung nicht zuerkannt werden. Das BWGöD kennt 
einen Wiederanstellungsanspruch nur für Personen, 
die durch Entlassung, vorzeitige Versetzung in den 
Ruhestand oder Versetzung in den Wartestand ge- 
schädigt worden sind. 

Diese Rechtslage war in den Fällen der §§ 14 und 15 
BWGöD weder in der Wiedergutmachungspraxis 
noch in der Rechtsprechung (Urteil des LVG — 
jetzigen OVG — - Rheinland-Pfalz vom 10. Februar 


1953 — 2 C 72/52 (ZBR 1953 S. 121)) streitig, zumal 
sie auch in den Verwaltungsvorschriften Nr. 2 zu 
§ 14 und Nr. 3 zu § 15 ihren Niederschlag gefunden 
hatte. Es ist aber die in den Fällen des § 21 Abs. 3 
BWGöD geübte gleichartige Wiedergutmachungs- 
praxis wiederholt angezweifeltworden, weil — argu- 
mentum e contrario — aus dem Fehlen einer den 
vorgenannten Verwaltungsvorschriften zu §§ 14, 15 
entsprechenden Regelung auf eine andere gesetz- 
geberische Absicht geschlossen worden ist. Nach den 
vorstehenden Ausführungen ist es rechtlich ausge- 
schlossen, die völlig gleichliegenden Fälle der §§ 14, 
15 und 21 Abs. 3 verschieden zu behandeln. Die 
Rechtsfrage bedarf jedoch der Klarstellung, die auf 
einfachste Weise dadurch erreicht wird, daß der in 
der Verwaltungsvorschrift Nr. 2 zu § 14 enthaltene 
Rechtsgedanke in neuer klarstellender Formulierung 
in den Gesetzestext übernommen und in § 15 und 
§ 21 Abs. 3 auf diese Regelung Bezug genommen 
wird. Damit wird auch die im Schrifttum bestehende 
Meinungsverschiedenheit über die Durchführung der 
§§ 14, 15 (Blessin- Wilden gegen Anders) gesetzlich 
geklärt. 

Zu Artikel I Nr. 12 

vgl. Begründung zu Artikel I Nr. 11 (Einfügung eines 
Absatzes 2 in § 14). 

Zu Artikel I Nr. 13 

a) Einfügungen auf Grund von Neuregelungen 
dieses Gesetzes 

Die durch Artikel I Nr. 8 und Nr. 10 eingefügten 
Vorschriften der §§ 10 a und 11b regeln — wie die 
bereits in § 18 Abs. 1 aufgeführten Vorschriften — 
die Versorgung des Geschädigten in bestimmten 
Fällen und müssen demzufolge im Rahmen des § 18 
Abs. 1 Satz 1 erwähnt werden. 

b) Angleichung an § 64 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 32 Abs. 1 G 131 

Der neu anzufügende Satz 3 soll klarstellen, wie 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bei geschädig- 
ten Versorgungsempfängern (Wartestandsbeamte, 
Ruhestandsbeamte, sonstige Versorgungsempfänger 
und versorgungsberechtigte Hinterbliebene) in den 
dem Deutschen Reich angegliederten Gebieten sowie 
bei den geschädigten Angehörigen der autonomen 
Verwaltung des ehemaligen Protektorats Böhmen 
und Mähren zu bemessen sind, die seinerzeit nicht in 
die Reichsbesoldungsordnungen übergeleitet worden 
sind. Für Personen aus Österreich, dem Sudeten- 
land sowie dem ehemaligen Protektorat Böhmen 
und Mähren hat das G 131 eine eingehende Rege- 
lung vorgesehen. Im Ergebnis kommt diese jedoch 
für alle in Betracht kommenden Versorgungsempfän- 
ger — mag der Versorgungsfall vor oder nach der 
Angliederung eingetreten sein, mögen sie am 1. Juli 
1940 (dem Stichtage für den „Ausgleichszulagen- 
erlaß" des Reichsfinanzministers vom 12. August 
1940) noch im Dienst gewesen sein oder nicht, 
mögen sie eine „Ausgleichszulage" oder nur einen 
r prozentualen Zuschlag" als Ausgleich empfangen 
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haben — darauf hinaus, daß alle diese Versorgungs- 
empfänger die Versorgungsbezüge der vergleich- 
baren Angehörigen des deutschen öffentlichen Dien- 
stes erhalten. Das gleiche statuiert für das BWGöD 
der vorgesehene Vorschlag, und zwar für Perso- 
nen aus allen dem Deutschen Reich angegliederten 
Gebieten. Die Frage, welche Angehörigen des deut- 
schen öffentlichen Dienstes jeweils als vergleichbar 
anzusehen sind und welche Behörde darüber zu be- 
stimmen hat, braucht hier im Gesetzeswortlaut nicht 
besonders angesprochen zu werden. Es versteht sich 
von selbst, daß im Rahmen des BWGöD hierbei 
keine anderen Grundsätze maßgebend sein können, 
als sie für die gleichartige Regelung im Geltungs- 
bereich des G 131 (§ 32 G 131) vorgesehen sind. 

Eine Ergänzung zu den versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften des wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn (Bund) ist insoweit vorgesehen, als auf die so 
eimittelten Versorgungsbezüge Zahlungen, die auf 
Grund des gleichen Dienstverhältnisses von einer 
ausländischen Versorgungseinrichtung für den glei- 
chen Zeitraum geleistet werden, anzurechnen sind 
(vgl. hierzu Begründung zu Artikel I Nr. 20 — Er- 
gänzung des § 29 BWGöD). Die Regelung in § 29 
BWGöD reicht allein nicht aus, da diese Vorschrift 
sich nur auf den vor Erlaß des Wiedergutmachungs- 
bescheides liegenden Zeitraum bezieht und zukünf- 
tige laufende Zahlungen nicht erfaßt. Diese Lücke 
füllt der letzte Halbsatz der Vorlage aus. 

Zu Artikel I Nr. 14 

Anpassung an § 53 Abs. 1 Satz 3 und § 64 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 G 131 

Nach diesen Vorschriften gilt für den Personenkreis 
des G 131 bei Berufssoldaten der früheren Wehr- 
macht, die mit lebenslänglicher Dienstzeitversorgung 
entlassen und als Soldaten des Beurlaubtenstandes 
der neuen Wehrmacht wiederverwendet worden 
waren, die Zeit der Wiederverwendung als Dienst- 
zeit im Sinne des Besoldungs- und Versorgungs- 
rechts. 

Erlangte Beförderungen werden nach Maßgabe des 
§ 110 BBG berücksichtigt. 

Um Angehörige des vorgenannten Personenkreises, 
die aus Verfolgungsgründen während ihrer Wieder- 
verwendung durch Entlassung oder Unterbleiben 
der Beförderung geschädigt worden sind, in ihrer 
Versorgung nach dem G 131 gegenüber Nichtge- 
schädigten nicht schlechter zu stellen, bedarf es 
einer Regelung in § 20 BWGöD, durch die unter 
Zugrundelegung des in den §§ 53 und 64 G 131 um- 
rissenen Rechtsstandes diese Schädigungen ausge- 
glichen werden. Für Entlassene muß einmal die 
Fortdauer der Wiederverwendung im Beurlaubten- 
stande bis zum 8. Mai 1945 oder bis zu einer vor 
diesem Zeitpunkt eingetretenen Dienstunfähigkeit 
fingiert werden. (Der Beendigungsgrund der vor 
diesem Zeitpunkt erreichten Altersgrenze scheidet 
aus, da er während des Krieges nicht gegolten hat.) 
Weiter müssen Beförderungen berücksichtigt wer- 
den, die während der Wiederverwendung ohne die 
Entlassung voraussichtlich erlangt worden wären. 


Für Wiederverwendete, bei denen nur die Beförde- 
rung aus Verfolgungsgründen unterblieben ist, ist 
bei Anwendung der §§ 53 und 64 G 131 die unter- 
bliebene Beförderung nachzuholen. 

Unter „Wiederverwendung" kann nach dem Sinn 
der Regelung nur ein auf unbestimmte Dauer be- 
gründetes Dienstverhältnis verstanden werden. 

Einer Erweiterung des Personenkreises in § 2 
BWGöD bedarf es nicht, da die obengenannten Per- 
sonen als „geschädigte sonstige Versorgungsemp- 
fänger" angesehen werden können, bei denen sich 
die während der Wiederverwendung eingetretene 
Schädigung als eine solche in der Höhe ihrer Ver- 
sorgungsbezüge darstellt. 

Zu Artikel I Nr. 15 

a) Neuregelung 

Nach § 21 Abs. 1 BWGöD findet für diesen Perso- 
nenkreis auch § 18 entsprechende Anwendung, so 
daß im Falle der Wiedergutmachungspflicht des Bun- 
des auch § 18 Abs. 2 entsprechend gilt. Die entspre- 
chende Anwendung dieser Vorschrift führt jedoch 
zu keinem brauchbaren Ergebnis, da das für die 
Bundesbeamten geltende Versorgungsrecht keine 
die Versorgungsansprüche von Angestellten und 
Arbeitern regelnde Vorschriften enthält. In der Wie- 
dergutmachungspraxis des Bundes sind daher bisher 
die für die Geschädigten früher maßgebend gewe- 
senen Regelungen auf Grund Örtlicher Satzungen, 
Dienstordnungen, Ruhevergütungs- oder Ruhelohn- 
ordnungen oder Einzelarbeitsverträgen der Bemes- 
sung der Versorgungsbezüge (u. a. auch für die 
Frage der Anrechenbarkeit von Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, welche die ge- 
nannten Satzungen und Verträge fast ausnahmslos 
vorsehen), zugrunde gelegt worden, während für 
die Regelung der Versorgungsbezüge (z. B. bei 
ihrem Zusammentreffen mit einem Einkommen aus 
einer Verwendung im öffentlichen Dienst) die Vor- 
schriften des Bundesbeamtengesetzes entsprechende 
Anwendung gefunden haben (vgl. Rundschreiben 
des BMI und BMF vom 10. Juli 1957 — GMB1. 
S. 275). In Fällen, in denen die maßgebende Ruhe- 
vergütungs- oder Ruhelohnordnung einer Ge- 
meinde ihrem Wortlaut nach nicht bekannt war, ist 
die bekannte Ruhelohn- bzw. Ruhevergütungsord- 
nung einer anderen Gemeinde mit annähernd glei- 
chen Verhältnissen für die Bemessung der Versor- 
gungsbezüge herangezogen worden. 

Diese langjährige Praxis soll durch die hier vorge- 
sehene Ergänzung des § 21 Abs. 1 BWGöD gesetz- 
lich bestätigt werden. Im Hinblick auf die Vorschrift 
des § 52 Abs. 3 letzter Satz G 131 erscheint es dar- 
über hinaus geboten, zu bestimmen, daß auch für 
die Wiedergutmachungsberechtigten ab 1. Septem- 
ber 1957 die für die Beamten festgesetzten Mindest- 
versorgungsbezüge gelten. 

Die vorgesehene Ergänzung erscheint auch deshalb 
unumgänglich, weil die hier geübte Praxis unter 
Hinweis auf § 18 Abs. 2 BWGöD in Zweifel gezo- 
gen worden ist. Es handelt sich dabei um die in den 
Ruhevergütungs- und Ruhelohnordnungen — wie 
oben erwähnt — vorgesehene Anrechnung von Ren- 
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ten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen. Da- 
gegen wird als Bedenken geltend gemacht, daß das 
nach § 18 Abs. 2 BWGöD entsprechend anzuwen- 
dende Versorgungsrecht des Bundes eine Anrech- 
nung von Renten nicht vorsehe. 

b) vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 11 
(Einfügung eines Absatzes 2 in § 14). 

Zu Artikel I Nr. 16 

a) Redaktionelle Änderung 

Die bisher in § 21 a Abs. 1 BWGöD gebrauchten 
Begriffe „Angestelltenruhegeld" und „Invaliden- 
rente" sind durch das Angestelltenversicherungs- 
und das Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetz, beide vom 23. Februar 1957 (BGBl. I S. 45/88), 
sowie das Knappschaftsrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz vom 21. Mai 1957 (BGBl. I S. 533) 
überholt. Die neue Formulierung erfaßt alle Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, die 
einen Fortfall der Bezüge gemäß § 21 a BWGöD zur 
Folge haben sollen. Die Bergmannsrente ist wegen 
ihres besonderen Charakters von dieser Wirkung 
auszunehmen. 

b) Neuregelung 

Die Gewährung von Bezügen gemäß § 21 a Abs. 1 
BWGöD in Höhe der Hälfte des Arbeitseinkommens 
ist u. a. an die Voraussetzung geknüpft, daß die 
Angestellten oder Arbeiter ohne die verfolgungs- 
bedingte Beendigung des Dienst- oder Arbeitsver- j 
hältnisses eine Dienstzeit von mindestens 15 Jahren 
erreicht haben würden. Eine längere Dienstzeit hat 
bisher auf die Höhe der Bezüge keinen Einfluß ge- 
habt. Es erscheint jedoch recht und billig, daß die 
Länge der Dienstzeit auch bei der Bemessung der 
Bezüge Berücksichtigung findet. Der Entwurf sieht 
daher für Angestellte und Arbeiter, die ohne die 
verfolgungsbedingte Entlassung bis zum Inkrafttre- 
ten des BWGöD (1. April 1951) eine Dienstzeit von 
mindestens 25 Jahren erreicht haben würden, eine 
Erhöhung der Bezüge auf 60 vom Hundert des Ar- 
beitseinkommens vor. 

(Eine entsprechende Erhöhung ist im Entwurf einer 
Dritten Novelle zum G 131 für die unter dieses Ge- 
setz fallenden Angestellten und Arbeiter vorge- 
sehen, die bis zum 8. Mai 1945 eine Dienstzeit von 
mindestens 25 Jahren zurückgelegt hatten). 

c) Redaktionelle Änderung 

vgl. vorstehende Ausführungen unter a). 

d) Redaktionelle Anpassung an die unter Buch- 
stabe b vorgenommene Änderung des Absatzes 1. ^ 

e) Neuregelung 

Die bisher geltenden Bestimmungen über die An- 
rechnung anderweitiger Arbeitseinkünfte auf die 
Bezüge gemäß Absatz 1 und 2 haben eine Auflocke- 
rung zugunsten des Geschädigten erfahren, so daß 
für ihn ein gesteigerter Anreiz gegeben ist, seine 
Arbeitskraft anderweitig nutzbringend einzusetzen: 

aa) Für die Anrechnung von Arbeitseinkommen | 
oder Versorgungsbezügen aus einer Verwen- , 
düng im öffentlichen Dienst sind nunmehr die | 


Vorschriften der §§ 158 und 160 des Bundes- 
beamtengesetzes sinngemäß anzuwenden. Diese 
Regelung wirkt sich zugunsten des Geschädig- 
ten aus. Während bisher Einkommen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst in jedem 
Falle — also auch auf die Bezüge nach Ab- 
satz 1 — voll anzurechnen war, findet nunmehr 
eine Anrechnung nur noch insoweit statt, als 
die Bezüge zusammen mit dem Einkommen aus 
der Wiederverwendung den Betrag des der Be- 
rechnung der Bezüge zugrunde liegenden vol- 
len Arbeitseinkommens übersteigen. Hierbei 
gilt als volles Arbeitseinkommen mindestens 
ein Betrag in Höhe des lV 4 fachen der jeweils 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End- 
stufe der Besoldungsgruppe A 1 der Bundes- 
besoldungsordnung („Höchstgrenze" gemäß 
§ 158 Abs. 4 BBG). 

bb) Während bisher Arbeitseinkünfte außerhalb 
des öffentlichen Dienstes im Sinne des § 2 
Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes 
zu V 3 anzurechnen waren, wobei mindestens ein 
Betrag von 150 DM monatlich anrechnungsfrei 
blieb, ist nunmehr vorgesehen, solche Arbeits- 
einkünfte grundsätzlich nur noch zur Hälfte an- 
zurechnen, so daß in jedem Falle die andere 
Hälfte der Arbeitseinkünfte anrechnungsfrei 
bleibt. Ist die anrechnungsfreie Hälfte der Ar- 
beitseinkünfte geringer als die Differenz zwi- 
schen den Bezügen und dem ihrer Berechnung 
zugrunde liegenden vollen Arbeitseinkommen, 
das hierbei mindestens mit dem in § 158 Abs. 4 
BBG als „Höchstgrenze" bezeichneten Betrag in 
Ansatz zu bringen ist, so bleibt ein Betrag in 
Hohe dieses Unterschiedes anrechnungsfrei. 

Ist die anrechnungsfreie Hälfte der Arbeitsein- 
künfte oder die Differenz zwischen den Be- 
zügen und dem vollen, mindestens nach der 
Höchstgrenze gemäß § 158 Abs. 4 BBG zu be- 
messenden Arbeitseinkommen geringer als 
250 DM, so bleibt dieser Betrag monatlich an- 
rechnungsfrei. 

Vom Ersten des auf die Vollendung des 62. Le- 
bensjahres folgenden Monats an ist die An- 
rechnung von Arbeitseinkünften weitgehend 
eingeschränkt, und zwar dahin gehend, daß dem 
Geschädigten nach vollzogener Anrechnung 
noch mindestens ein Betrag in Höhe der Bezüge 
nach Absatz 1 (50 v. H. bzw. 60 v. H. des vollen 
Arbeitseinkommens) auszuzahlen ist. 

(Die vorstehenden unter aa) und bb) dargeleg- 
ten Änderungen entsprechen den Regelungen, 
die im Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Än- 
derung des G 131 für die unter dieses Gesetz 
fallenden Angestellten und Arbeiter vorgese- 
hen sind). 

cc) Im vorletzten Satz der Neufassung ist hinsicht- 
lich der im Ausland erzielten Arbeitseinkünfte 
eine Klarstellung des Inhalts vorgesehen, daß 
für ihre Anrechnung der amtliche Umrechnungs- 
kurs der ausländischen Währung zugrunde zu 
legen ist. Das Landesverwaltungsgericht Düs- 
seldorf hat zwar in seinem Urteil vom 4. Mai 
1959 die Auffassung vertreten, daß entspre- 
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chend der Regelung in § 12 Abs. 3 der Dritten | 
Durchführungsverordnung zum BEG in der Fas- j 
sung der Verordnung vom 16. Dezember 1958 j 
(BGBL I S. 941) die Kaufkraft der ausländischen ' 
Währung angemessen zu berücksichtigen sei. i 
Das wird jedoch nicht für richtig gehalten, denn 
es handelt sich hier nicht um eine entschädi- ! 
gungsrechtliche, sondern um eine zum öffent- 
lichen Dienstrecht gehörende Regelung, die in 
Anpassung an die Vorschrift des § 52 a des ; 
Gesetzes zu Artikel 131 GG getroffen worden 
ist. Für den Anwendungsbereich des G 131 | 
kommt aber bei der Anrechnung eines im Aus- 1 
land erzielten Einkommens die Berücksichtigung 
der Kaufkraft der ausländischen Währung nicht 
in Betracht. Ebenso ist eine solche Berücksichti- 
gung bei Anwendung der Ruhensvorschriften | 
(§ 158) des Bundesbeamtengesetzes nicht vorge- 
sehen, wenn ein Ruhestandsbeamter ein Ein- ! 
kommen in ausländischer Währung aus einer j 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- ■ 
tung bezieht. Hiernach kann im Rahmen des 
BWGöD ebenfalls nur der amtliche Umrech- ! 
nungskurs der ausländischen Währung zu- j 
gründe gelegt werden. 

f) Neuregelung 

aa) Zu den Absätzen 5 bis 8 

Durch die in den Absätzen 5 bis 10 enthalte- j 
nen Vorschriften sollen die wiedereinstellungs- 
berechtigten Angestellten und Arbeiter auch in 
rentenversicherungsrechtlicher Hinsicht mög- 
lichst so gestellt werden, wie wenn ihr Wie- 
dereinstellungsanspruch bereits verwirklicht 
wäre. Die Bezüge nach § 21 a Abs. 2 bezwecken 
nicht eine dauernde Versorgung der Berechtig- 
ten; sie müssen daher, wenn Benachteiligun- 
gen gegenüber bereits Wiedereingestellten in 
bezug auf die Höhe der bei Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles zu erwartenden Renten ver- 
mieden werden sollen, den Arbeitsentgelten 
versicherungspflichtiger Beschäftigter gleichge- 
stellt werden. Dies wird durch Absatz 5 er- 
reicht. 

Absatz 6 bestimmt, in welchem Versiche- 
rungszweig der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen die Versicherung durchzuführen ist und 
verweist im übrigen auf die allgemeinen Vor- 
schriften über Versicherungsfreiheit bei Über- 
schreiten der Jahresarbeitsverdienstgrenze. Bei 
der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes 
sind der Arbeitsentgelt aus der Hauptbeschäf- 
tigung und der fiktive Arbeitsentgelt (Absatz 5 
Satz 2) unter Berücksichtigung der in Absatz 7 
enthaltenen Regelung zusammenzurechnen, so- 
fern sie auf denselben Zeitraum entfallen. 

Absatz 7 gewährleistet, daß für die Beurtei- 
lung der Versicherungs- und Beitragspflicht so - 
wie der Berechnung der Leistungen nur der 
Betrag herangezogen wird, der dem Geschä- 
digten nach Anrechnung anderweitiger Ar- 
beitsentgelte (§ 21a Abs. 3) noch zusteht; da- j 
bei sind die Beitragsbemessungsgrenze (§ 1385 , 
Abs. 2 RVO, § 112 Abs. 2 AVG, § 130 Abs. 3 | 


RKG) und die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
(vgl. Abs. 6 Satz 3) zu berücksichtigen. 

In Absatz 8 ist durch die entsprechende An- 
wendung der allgemeinen Vorschriften über 
die Verteilung der Beitragslast das Verhältnis 
bestimmt, in welchem der Geschädigte und der 
wiedergutmachungspflichtige Dienstherr die 
Beiträge zu tragen haben. Nach § 1385 Abs. 4 
Buchstabe a RVO und nach § 112 Abs. 4 Buch- 
stabe a AVG tragen sie grundsätzlich die Bei- 
träge zur Hälfte. Der wiedergutmachungspflich- 
tige Dienstherr trägt nach diesen Vorschriften 
den Beitrag allein, wenn der monatliche Brutto- 
arbeitsentgelt des Geschädigten ein Zehntel der 
Beitragsbemessungsgrenze für Monatsbezüge, 
die im Jahr 1960 850 DM beträgt, also 85 DM 
nicht übersteigt. Der Bruttoarbeitsentgelt ist 
ebenso zu berechnen wie bei der Errechnung 
der Jahresarbeitsverdienstgrenze (vgl. Begrün- 
dung zu Absatz 6 Satz 2). In der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung sind die Beiträge 
grundsätzlich von dem Geschädigten in Höhe 
von 8,5 v. FI. und von dem wiedergutmachungs- 
pflichtigen Dienstherrn in Höhe von 15 v. H. 
der gesamten Monatsbezüge zu tragen. Die in 
§ 130 Abs. 6 Buchstabe a RKG enthaltene Re- 
gelung für Fälle, in denen der Arbeitgeber die 
Beiträge allein zu tragen hat, entspricht der in 
den übrigen Zweigen der gesetzlichen Renten- 
versicherung getroffenen Regelung. 

bb) Zu den Absätzen 9 und 10 

Es erscheint angebracht, die Gewährung von 
Leistungen nach § 21 a Abs. 2 einer nicht haupt- 
beruflichen Mehrfachbeschäftigung gleichzustel- 
len, wenn der Geschädigte bereits eine ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig- 
keit, für die Beiträge im Lohnabzugsverfahren 
zu entrichten sind, ausübt. Hinsichtlich der Ent- 
richtung der Beiträge ist in Absatz 10 eine den 
Vorschriften über die Nachversicherung ange- 
paßte Regelung getroffen worden (vgl. § 1402 
Abs. 6 RVO sowie § 124 Abs. 6 AVG). Dabei 
ist davon auszugehen, daß der wiedergut- 
machungspflichtige Dienstherr der Beitrags- 
schuldner ist. 

Im Innenverhältnis verteilt sich die Beitrags- 
last nach Absatz 8 und Absatz 10 Satz 3. Durch 
die Anwendung des § 29 Abs. 1 des Gesetzes 
ist sichergestellt, daß die Beiträge in den dort 
genannten Fällen von den Ländern für Rech- 
nung des Bundes entrichtet werden. 

Zu Artikel I Nr. 17 

Einfügung auf Grund einer Neuregelung dieses 
Gesetzes 

Die zur Regelung des Umfangs der Wiedergut- 
machung bei niclitbeamteten außerordentlichen Pro- 
fessoren und Privatdozenten an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen entsprechend anwendbaren Vor- 
schriften des BWGöD sind in § 21 b des Gesetzes 
enumerativ aufgezählt. Nach der Neueinfügung des 
§ 10 a durch Artikel I Nr. 8 bedarf diese Aufzäh- 
lung der entsprechenden Ergänzung, da der vorge- 
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nannte Personenkreis von der entsprechenden An- 
wendung der neuen Regelung des § 10 a nicht aus- 
genommen werden kann. 

Zu Artikel I Nr. 17 a 

Neuregelung 

In dem am 1. April 1957 in Kraft getretenen Bun- 
desbesoldungsgesetz ist für einzelne Beamtengrup- 
pen, die es im Dienste des Bundes nicht gibt (z. B. 
Lehrer, Richter), keine Regelung über ihre Einrei- 
hung in die Bundesbesoldungsordnungen A oder B 
getroffen worden. In Fällen, in denen der Bund ge- 
schädigten Beamten dieser Art gegenüber zur Wie- 
dergutmachung verpflichtet ist, besteht nur die 
Möglichkeit, den Wiederanstellungsanspruch mit 
der in Betracht kommenden Besoldungsgruppe des 
Landes zu bestimmen, in dem der Geschädigte am 
1. April 1957 seinen Wohnsitz gehabt oder im Falle 
eines späteren Zuzugs in das Bundesgebiet erstma- 
lig genommen hat, sofern das Landesbesoldungs- 
gesetz eine diesbezügliche Regelung enthält. Die 
Wiederanstellung wird in diesen Fällen auch in 
aller Regel durch das Wohnsitzland gegen Zusiche- 
rung eines Bundeszuschusses zu den Dienstbezügen 
gemäß § 22 b BWGöD durchgeführt. Diesen tatsäch- 
lichen und rechtlichen Verhältnissen soll die neue 
Fassung des § 22b Abs. 2 Satz 1 BWGöD Rechnung 
tragen, zumal nach dem Inkrafttreten des Bundes- 
besoldungsgesetzes in diesen Fällen keine Berech- 
nungsgrundlage mehr dafür besteht, welche Auf- 
wendungen „dem Bund" an Dienstbezügen entste- 
hen würden, wenn er den Geschädigten entspre- 
chend seinem Wiedergutmachungsanspruch wieder- 
angestellt hätte. 

Zu Artikel I Nr. 18 

Neuregelung in Anpassung an § 191 Abs. 3, Abs. 4 
Nr. 2 bis 4 und Abs. 5 BEG 

Bei der Aufklärung des Sachverhaltes durch die 
Anmeldebehörden und zuständigen obersten Dienst- 
behörden hat sich das Fehlen einer Vorschrift über 
die Gewährung von Rechts- und Amtshilfe als nach- 
teilig und hinderlich erwiesen. So wurde es von 
einigen Länderressorts bei der gegenwärtigen 
Rechtslage als unzulässig angesehen, in Wiedergut- 
machungssachen nach dem BWGöD Amtsgerichte 
um Vernehmung von Zeugen zu ersuchen. 

Eine Angleichung an die Regelung des BEG (§ 191 
Abs. 3, Abs. 4 Nr. 2 bis 4 und Abs. 5) erscheint er- 
forderlich. 

Zu Artikel I Nr. 18 a 

Klarstellung 

Nach dem Inkrafttreten der Verwaltungsgerichts- 
ordnung vom 21. Januar 1960 (BGBL I S. 17) ist 
eine Klarstellung erforderlich, daß die Frist zur Er- 
hebung der Klage gegen eine Wiedergutmachungs- 
entscheidung weiterhin 3 Monate seit der Zustel- 
lung der angefochtenen Entscheidung beträgt und 
daß es vor Erhebung der Klage im Verwaltungs- 
rechtsweg keines Vorverfahrens bedarf. 


Zu Artikel I Nr. 19 

[ 

! Redaktionelle Anpassung an die Neufassung des 
! BEG 

| Die Neufassung des § 27 a Satz 2 BWGöD ergibt 
sich aus der nach Verkündung des BWGöD in der 
! Fassung des Dritten Änderungsgesetzes vom 23. De- 
| zember 1955 vollzogenen Änderung des BEG vom 
29. Juni 1956 (vgl. Begründung zu Artikel I Nr. 1). 

Zu Artikel I Nr. 19 a 

Anpassung an die Regelung gemäß Artikel 1 Nr. 5 
Buchstabe f 

Die Regelung des § 28 über den Zahlungsbeginn im 
Falle des „späteren Zuzugs" muß nunmehr auch 
den Tatbestand des § 3 Abs. 4 BWGöD — einge- 
fügt durch Artikel I Nr. 5 Buchstabe f — erfassen. 

Zu Artikel I Nr. 20 

Neuregelung 

Die Vorschrift des § 29 Abs. 2 BWGöD regelt — 

, nach ständiger Rechtsanwendung — - nur die An- 
rechnung der von Kassen im Geltungsbereich des 
Gesetzes geleisteten Zahlungen, zumal mit dieser 
Vorschrift die Erstattungsregelung des § 30 Abs. 3 
korrespondiert. Hiernach kann eine Anrechnung 
I der von ausländischen Kassen auf Grund des glei- 
chen Dienstverhältnisses geleisteten Versorgungs- 
zahlungen nicht vorgenommen werden. Zumindest 
1 ist dies zweifelhaft. 

Es ist bekannt geworden, daß vom Staatlichen Ver- 
sicherungsamt in Prag auf Antrag Versorgungs- 
bezüge wiedergewährt werden, die früher vom 
tschechoslowakischen Staat gezahlt worden sind, 
und zwar auch den außerhalb der Tschechoslowa- 
kei lebenden Versorgungsberechtigten. Es kann 
nicht Sinn der Wiedergutmachung sein, die geschä- 
digten Volksdeutschen Bediensteten des früheren 
tschechoslowakischen Staates bzw. deren Hinter- 
bliebenen durch Gewährung der vollen Versor- 
gungsbezüge neben den aus dem gleichen Dienst- 
verhältnis vom tschechoslowakischen Staat geleiste- 
ten Versorgungszahlungen günstiger zu stellen, als 
sie jemals ohne die Schädigung gestanden hätten. 
Man wird davon auszugehen haben, daß der tsche- 
choslowakische Staat durch die Wiederaufnahme 
! der Versorgungszahlungen eine teilweise Wieder- 
| gutmachung an seinen früheren Staatsbürgern vor- 
i genommen hat und daß nach dem BWGöD demzu- 
folge nur noch das sich auf Grund dieses Gesetzes 
ergebende Mehr an Versorgungsbezügen als Wie- 
dergutmachungsleistung zu erbringen ist. 

Ein solches Ergebnis wird erzielt, wenn in § 29 als 
I neuer Absatz 3 die im Entwurf vorgesehene An- 
| rechnungsvorschrift eingefügt wird. 

| Zu Artikel I Nr. 21 

Einbeziehung der Berufssoldaten und Soldaten auf 
\ Zeit 

Nach Schaffung der Bundeswehr müssen auch Be- 
I rufssoldaten und Soldaten auf Zeit in die Regelung 
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des § 31b Abs. 1 BWGöD einbezogen werden. Da- 1 
zu bedarf es einer besonderen Erwähnung dieses j 
Personenkreises. | 

Obwohl in § 31 des Bundesbesoldungsgesetzes und 
in § 189 des Bundesbeamtengesetzes die Richter 
besonders angesprochen sind, bedarf es im Rahmen 
des § 31 b BWGöD einer besonderen Erwähnung 
der Richter nicht. Es ist selbstverständlich, daß — 
wie die Vorschriften der §§ 2 bis 19 — auch diese 
Regelung für sie gilt, ohne daß sie besonders er- 
wähnt sind. 

Zu Artikel I Nr. 22 

Neufassung 

a) Bei Anwendung des § 31 d BWGöD in Verbin- 
dung mit der hierzu ergangenen Durchführungs- 
verordnung vom 6. Juli 1956 (BGBl. I S. 643) 
durch die Gerichte wird die Rechtswirksamkeit 
des § 3 der vorgenannten DVO verneint, da 
diese Bestimmung eine Einschränkung des Per- 
sonenkreises enthalte, die der zur Zeit geltende 
Gesetzestext des § 31 d Abs. 1 BWGöD nicht zu- j 
lasse. Die Regelung des § 31 d bezweckt, daß ! 
frühere Bedienstete jüdischer Gemeinden oder I 
Öffentlicher Einrichtungen, die einen Anspruch ; 
auf Versorgung gegenüber ihrem Dienstherrn I 
hatten oder ohne die Verfolgung des Judentums 
erlangt hätten, diese Versorgungszahlungen vom 
Bund erhalten sollen, weil der frühere Dienst- ; 
herr wegen der Verfolgung des Judentums ent- 
weder nicht mehr besteht oder dazu finanziell 
nicht mehr in der Lage ist. Es kann jedoch nicht 
Sinn der Regelung sein, solchen Personen Ver- 
sorgungszahlungen zu gewähren, die vor Be- 
ginn der Verfolgung des Judentums einen an- 
deren Beruf ausübten und die man nach der 
verfolgungsbedingten Verdrängung aus diesem 
Beruf für einen begrenzten Zeitraum aus sozia- 
len Gründen in den Dienst der jüdischen Ge- 
meinden übernommen hatte, um ihnen eine an- 
dere Lebensgrundlage zu geben. Ohne die Ver- 
folgung des Judentums wären diese Personen in 
ihrem früheren Beruf verblieben und weder von 
sich aus in den Dienst der jüdischen Gemeinde 
oder öffentlichen Einrichtung getreten noch von 
dieser in ein Dienstverhältnis übernommen wor- 
den. Für die Frage, nach welchen Rechtsvor- 
schriften sich die Wiedergutmachung zu richten 
hat, ob nach dem BWGÖD oder nach dem BEG, 
muß also von den Rechtsverhältnissen bei Be- 
ginn der Verfolgung des Judentums durch den 
Nationalsozialismus ausgegangen werden. Die- 
ser Rechtsgedanke kam bereits in § 3 der vor- 
genannten DVO zum Ausdruck und entsprach 
auch der Handhabung der Verwaltungsricht- 
linien des Bundesministers des Innern vom 
9. April 1953. 

Darüber hinaus ist streitig geworden, ob durch 
die Regelung des § 31 d BWGöD auch Bedienstete 
jüdischer Gemeinden oder öffentlicher Einrich- 
tungen in den dem Deutschen Reich nach dem 
31. Dezember 1937 angegliederten Gebieten, ein- 
schließlich des ehemaligen Protektorats Böhmen 
und Mähren — entsprechend der Vorschrift des 


§ 1 Abs. 2 Nr. 2 BWGöD — erfaßt sein sollten. Mit 
der vorgenannten Regelung sollte den Versor- 
gungszahlungen auf Grund der bis dahin beste- 
henden Verwaltungsrichtlinien des Bundesmini- 
sters des Innern vom 9. April 1953 eine recht- 
liche Grundlage gegeben werden. Die zur Durch- 
führung der Vorschrift zu erlassende Rechtsver- 
ordnung sollte in materieller Hinsicht die bis- 
herigen Verwaltungsrichtlinien vom 9. April 1953 
zum Inhalt haben (vgl. Protokoll Nr. 3 des Unter- 
ausschusses „Wiedergutmachung im öffentlichen 
Dienst" des Deutschen Bundestages vom 13. Ok- 
tober 1955 Seite 10 bis 11). Demgemäß ist in § 1 
Abs. 1 der Verordnung zur Durchführung des 
§ 31 d BWGöD vom 6. Juli 1956 (BGBL I S. 643) 
— wie in den Verwaltungsrichtlinien vom 
9. April 1953 entsprechend dem Wortlaut der 
Ziffer I, 9 des zwischen der Bundesregierung und 
der Conference on Jewish Material Claims 
against Germany (Inc.) vereinbarten Protokolls 
Nr. 1 — der Geltungsbereich auf Bedienstete 
jüdischer Gemeinden oder öffentlicher Einrich- 
tungen begrenzt, die im Gebiete des Deutschen 
Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 
oder in der ehemaligen Freien Stadt Danzig ihren 
Sitz hatten. 

Zur Klarstellung ist im Entwurf für eine Neufas- 
sung des § 31 d BWGöD vorgesehen, sowohl den 
Rechtsgedanken des § 3 als auch den des § 1 
Abs. 1 der Durchführungsverordnung zu § 31 d 
BWGöD vom 6. Juli 1956 in den Gesetzestext zu 
übernehmen. 

b) Fernerhin wird von den Gerichten bezweifelt, 
daß die gegenwärtige „Ermächtigung" des § 31 d 
Abs. 2 BWGöD ausreicht, durch die zu erlassende 
Rechtsverordnung Höchst- und Mindestgrenzen 
für die Versorgungszahlungen festzusetzen, wie 
es in § 5 DVO geschehen ist. Durch die zu § 31 d 
Abs. 2 BWGöD vorgesehene Ergänzung soll die- 
sen Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit des § 5 
der DVO im Hinblick auf den Umfang der erteil- 
ten Ermächtigung Rechnung getragen werden. 

Zu Artikel I Nr. 23 

Anpassung an § 56 Abs. 3 G 131 

1. Die im neuen § 31 f vorgesehenen Vorschriften 
ergeben sich aus der Notwendigkeit, die Rechte 
der Geschädigten an die für den entsprechenden 
Personenkreis der Nichtgeschädigten bereits ge- 
troffenen bzw. im Entwurf einer Dritten Novelle 
zum G 131 noch vorgesehenen Regelungen anzu- 
passen. Hierbei ist zu unterscheiden zwischen 
Personen, denen gegenüber — wenn sie die 
Wohnsitzvoraussetzungen des § 3 BWGöD er- 
füllen würden — 

a) der Bund gemäß § 22 Abs. 2 Satz 2 BWGöD 

b) das Land Berlin oder eine Nichtgebietskörper- 
schaft, ein Verband von Gebiets- oder Nicht- 
gebietskörperschaften oder eine Einrichtung 
der öffentlichen Hand, die der Aufsicht des 
Landes Berlin unterstehen, gemäß § 22 Abs. 1 
oder Abs. 2 Satz 1 BWDöD 
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zur Wiedergutmachung verpflichtet wäre. Für die 
unter Buchstabe a genannten Fälle ist in den 
Absätzen 1 und 2 eine entsprechende Anwen- 
dung des § 56 Abs. 3 G 131 vorgesehen, wie 
wenn die Schädigung nicht eingetreten wäre. 
Hiernach wird die Unterstützung von der glei- 
chen Stelle bewilligt und ausgezahlt, die für die 
Durchführung des § 56 Abs. 3 G 131 zuständig 
ist. An diese Stelle ist auch der Antrag zu rich- 
ten. Die Prüfung der Wiedergutmachungsvoraus- 
setzungen gemäß §§ 1 bis 8 BWGöD sowie die 
Feststellung der Rechtsstellung, die der Geschä- 
digte ohne die Schädigungsmaßnahme erlangt 
hätte und nach der die Unterstützung zu bemes- 
sen ist, obliegt der obersten Dienstbehörde, die 
im Falle der Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 3 BWGöD zuständig wäre. Hierbei handelt es 
sich jedoch nicht um ein selbständiges Wieder- 
gutmachungsverfahren im Sinne der §§ 24 bis 
27 a BWGöD, sondern um eine mit Gründen ver- 
sehene Feststellung gegenüber der nach § 56 
Abs. 3 G 131 zuständigen Stelle. 

Mit den in Absatz 1 Satz 1 angesprochenen 
Dienststellen „einer Gebietskörperschaft", die in 
Berlin gelegen sind, werden die Dienststellen des 
Reiches, des Landes Preußen, der Provinzialver- 
waltung Brandenburg, der Reichshauptstadt Ber- 
lin sowie der Kreisverwaltungen Niederbarnim 
und Teltow erfaßt. 

2. Absatz 3 behandelt die vorstehend unter Buch- 
stabe b genannten Fälle. Für den vergleichbaren 
Personenkreis der nichtgeschädigten Angehöri- 
gen des öffentlichen Dienstes, die unter § 63 | 
G 131 fallen, gilt das Wohnsitzerfordernis des 

§ 4 G 131 nicht. Sie erhalten Versorgungsbezüge 
nach dem G 131 auch dann, wenn sie nicht in 
Berlin (West), sondern zum Beispiel im Sowjet- 
sektor oder in den Randgebieten Berlins woh- 
nen. Zur Gleichstellung der geschädigten mit den 
vergleichbaren nichtgeschädigten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes soll das Land Berlin für 
seinen Dienst- bzw. Dienstaufsichtsbereich er- 
mächtigt werden, die Geschädigten unter Außer- 
achtlassung der Vorschrift des § 3 in die Rege- 
lung des Gesetzes einzubeziehen. 

3. Mit dieser Regelung wird zwar ein unterschied- 
liches Ergebnis erreicht, je nachdem, welcher 
Dienstherr im Einzel falle wiedergutmachungs- 
pflichtig ist. Das wird aber hingenommen werden 
müssen, da an eine generelle Ausdehnung des 
§ 3 dahin, daß dem Wohnsitzerfordernis auch mit 
einem Wohnsitz im Sowjetsektor von Berlin oder 
den Berliner Randgebieten genügt sei, nicht zu 
denken ist. Im übrigen wird die Frage nach der 
Gleichbehandlung nur innerhalb der einzelnen 
besonderen Personengruppen zu stellen sein, 
und zwar 

a) der geschädigten und nichtgeschädigten An- 
gehörigen von Dienststellen der in Absatz 1 
genannten Art, deren Aufgaben im Bundes- 
gebiet oder Berlin (West) nicht fortgeführt 
werden; 

b) der geschädigten und nichtgeschädigten An- 
gehörigen von solchen Dienststellen, deren 


Aufgaben vom Land Berlin oder einer der 
Aufsicht des Landes Berlin unterstehenden 
Nichtgebietskörperschaft (einem Verband von 
Gebiets- oder Nichtgebietskörperschaften 
oder einer Einrichtung der öffentlichen Hand) 
fortgeführt werden. 

Es kommt hier darauf an, die geschädigten den 
nichtgeschädigten Personen innerhalb der einzel- 
nen Gruppen a) und b) gleichzustellen. Das wird 
durch die Regelung erreicht. 

Zu Artikel I Nr. 24 

Klarstellung 

Entgegen der bisher vertretenen Auffassung, daß es 
sich bei den Ansprüchen aus § 35 Abs. 2 um besol- 
dungs- bzw. tarifrechtliche Ansprüche handele, die 
vom Beschäftigungsdienstherrn zu erfüllen seien und 
bei ihrem Zusammenfallen mit den Ansprüchen aus 
§ 10 bzw. § 21 a BWGöD diesen vorgingen (vgl. auch 
Anders, Bemerkung 2 zu § 35 BWGÖD), hat das 
Bundesverwaltungsgericht durch Urteil vom 22. Mai 
1959 — VIII C 187.59 — entschieden, daß es sich bei 
der Regelung des § 35 Abs. 2 BWGöD um eine 
wiedergutmachungsrechtliche Vorschrift handelt, die 
von dem nach § 22 BWGöD wiedergutmachungs- 
pflichtigen Dienstherrn zu erfüllen ist. Da hiernach 
sowohl die Ansprüche aus § 10 Abs. 3 Satz 1 und 
§ 21 a Abs. 2 als auch diejenigen aus § 35 Abs. 2 
BWGöD, die in ihrer Höhe gleich sind, sich gegen 
denselben Dienstherrn richten, besteht kein Grund 
mehr, sie nebeneinander bestehen zu lassen. Um 
klare Rechtsverhältnisse zu schaffen, sieht daher der 
in § 35 Abs. 2 anzufügende neue Satz 2 ein Erlö- 
schen des durch Satz 1 begründeten Anspruchs im 
Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs aus § 10 
Abs. 3 Satz 1 oder aus § 21 a Abs. 2 vor. Die dane- 
ben der Vollständigkeit halber erwähnten Tatbe- 
stände für das Erlöschen, nämlich „Beendigung der 
Wiederverwendung" und „Wiederanstellung (§ 9)", 
liegen schon im Wortlaut des Satzes 1 begründet. 
Die Klarstellung ist auch im Hinblick auf die Ergän- 
zung des § 21 a durch die Absätze 5 bis 10 (Artikel I 
Nr. 16 Buchstabe f) erforderlich, weil anderenfalls 
noch eine entsprechende Regelung für die Fälle not- 
wendig wäre, in denen Angestellte und Arbeiter 
Ansprüche aus § 35 Abs. 2 BWGöD haben. 

Zu Artikel II 

a) Klarstellung 

Die Regelung des Artikels IV Nr. 1 Satz 2 des Drit- 
ten Änderungsgesetzes zum BWGöD geht davon 
aus, daß ein Wiedergutmachungsantrag „verbraucht" 
ist, wenn über ihn durch unanfechtbaren Bescheid 
oder rechtskräftiges Urteil entschieden worden ist. 
Zur Geltendmachung eines etwaigen durch Erlaß des 
Dritten Änderungsgesetzes begründeten Anspruchs 
bedarf es daher eines neuen Antrages innerhalb der 
Frist gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 BWGÖD. Hierin hat 
die Rechtsprechung einen Widerspruch zu der Vor- 
schrift des § 24 Abs, 4 BWGöD gesehen, wonach 
ein Antrag nicht erforderlich ist, wenn der Berech- 
tigte seinen Wiedergutmachungsanspruch bereits auf 
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Grund der bis zum Inkrafttreten des BWGöD gelten- 
den Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnun- 
gen angemeldet hat. Die Neufassung beseitigt die- 
sen vermeintlichen Widerspruch. 

b) Redaktionelle Änderung 

Die Änderung stellt ein Redaktionsversehen richtig. 
Da das Dritte Änderungsgesetz zum BWGöD nach 
seinem Artikel VII zum gleichen Zeitpunkt wie das 
Gesetz in seiner ursprünglichen Fassung in Kraft 
getreten ist, können mit der Regelung des Arti- 
kels IV Nr. 2 nur solche Vergleiche gemeint sein, 
die vor der Verkündung dieses Gesetzes abgeschlos- 
sen worden sind. 

c) Neuregelung 

Die Einfügung soll eine Gesetzeslücke schließen, die 
darin besteht, daß Geschädigte, über deren Wieder- 
gutmachungsantrag vor Verkündung der Dritten No- 
velle zum BWGöD und damit vor Einführung der 
Erstattungsregelung des § 31 e entschieden worden 
ist, die nach der Zustellung der Wiedergutmachungs- 
entscheidung entrichteten Beitragsteile zu den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen bisher nicht erstat- 
tet erhalten konnten. 


Zu Artikel III Nr. 1 

Redaktionelle Anpassung an das Fünfte Änderungs- 
gesetz 

Die vorgesehene Neufassung soll klarstellen, welche 
Vorschriften des BWGöD auf die im Ausland leben- 
den Geschädigten Anwendung finden. Hierbei sind 
die Worte „vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I j 
S. 291) " ausgelassen worden, um zum Ausdruck zu j 
bringen, daß das BWGöD in seiner jeweils gültigen 
Fassung Anwendung findet. Bei der Aufzählung der 
Paragraphen des Inlandsgesetzes fehlen die §§ 2 b 
und 11a mangels Möglichkeit des Vorliegens der 
tatbestandlichen Voraussetzungen. 

Als weitere Abweichung gegenüber der bisheri- 
gen Fassung sind hinter dem Wort „Geschädigte" 
die Worte „sowie ihre versorgungsberechtigten Hin- 
terbliebenen" eingefügt worden. Damit soll klarge- 
stellt werden — was im Schrifttum bisweilen anders 
ausgelegt wurde (Blessin-Wilden) — , daß versor- 
gungsberechtigte Hinterbliebene unter den Voraus- 
setzungen des § 3 BWGöD (Ausl.) in jedem Falle 
anspruchsberechtigt sind und nicht nur, wenn der 
Geschädigte diese Voraussetzungen erfüllt hatte. 


Zu Artikel III Nr. 2 

Redaktionelle Anpassung an Artikel 111 Nr. 1 

Die Ersetzung des Wortes „Geschädigte" durch das 
Wort „Berechtigte" knüpft an die Terminologie des 
§ 3 Abs. 1 des Inlandgesetzes an und dient der Klar- 
stellung. Sie ergibt sich auch daraus, daß nach der 
vorgesehenen Neufassung des § 1 BWGöD (Ausl.) i 
neben den Geschädigten deren versorgungsberech- 
tigte Hinterbliebene als anspruchsberechtigte Perso- 
nen erwähnt sind. 


Zu Artikel III Nr. 3 

Anpassung an Artikel I Nr. 8 

a) Da der Rechtsgedanke des Absatzes 1 als § 10 a 
in das Inlandgesetz übernommen wird und diese 
Bestimmung über § 1 BWGöD (Ausl.) für An- 
spruchsberechtigte mit Wohnsitz im Ausland gilt, 
bedarf es hier lediglich der Bezugnahme auf 
§ 10 a, wobei zur Wahrung des bisherigen Rechts- 
standes der im Auslande lebenden Geschädigten 
abweichend von der allgemeinen Regelung zu be- 
stimmen ist, daß etwaige dienstliche Gründe für 
eine Wiederanstellung der Belassung im Ruhe- 
stände nicht entgegenstehen. 

b) Die Regelung des § 10 a gilt auch allgemein für 
die unter. §§ 20, 21 Abs. 1 und § 21 b (vgl. Ar- 
tikel I Nr. 17) erfaßten Personenkreise, so daß 
die Bestimmung des Absatzes 3 überflüssig ge- 
worden ist. 

Zu Artikel III Nr. 4 

Redaktionelle Anpassung an die Terminologie die- 
ses Gesetzes 

Die Änderung dient einer einheitlichen Ausdrucks- 
weise (vgl. hierzu die Begründung in Absatz 1 zu 
Artikel III Nr. 1). 

Zu Artikel IV 

Zu Absatz 1 

Für Personen, denen auf Grund der Änderungen 
und Ergänzungen in Artikel I und III erstmalig 
Wiedergutmachungsansprüche zustehen, muß die 
Antragsfrist neu eröffnet und für den Fall einer 
schon ergangenen ablehnenden Entscheidung eine 
Bestimmung getroffen werden, daß eine solche Ent- 
scheidung dem Anträge und der erneuten Entschei- 
dung nicht entgegensteht. Das kommt für folgende 
Personengruppen in Betracht: 

1. Ehemalige österreichische Staatsangehörige, die 
durch die Vereinigung Österreichs mit dem Deut- 
schen Reich die deutsche Staatsangehörigkeit er- 
worben, aber infolge des Zusammenbruchs wie- 
der verloren hatten und diese nunmehr nach dem 
Zweiten Gesetz zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 17. Mai 1956 wieder 
erwerben (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 BWGÖD, eingefügt 
durch Artikel I Nr. 2); 

2. Angehörige von im Bundesgebiet befindlichen 
Nichtgebietskörperschaften, die erst nach dem 
30. Januar 1933 Körperschaftsrechte erlangt ha- 
ben und bisher nicht einbezogen waren (§ 2 a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BWGöD, geändert durch 
Artikel I Nr. 3 Buchstabe a); 

3. Angehörige von sonstigen Einrichtungen, die in 
einer Gebiets- oder Nichtgebietskörperschaft auf- 
gegangen sind (§ 2 a Abs. 4 BWGöD, eingefügt 
durch Artikel I Nr. 3 Buchstabe c); für diese, die 
nicht durch eine noch zu erlassende Rechtsver- 
ordnung einbezogen werden, trifft die Regelung 
über die Antragsfrist gemäß § 24 Abs. 2 Satz 3 
BWGöD nicht zu; 
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4. Ehefrau und Kinder von Geschädigten, die nach 
dem Inkrafttreten des BWGöD in der sowjeti- 
schen Besatzungszone oder im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin in Gewahrsam genommen sind 
oder werden. Ein Anspruch wird erst durch die 
Änderung des § 2b Abs, 2 BWGöD in Artikel I 
Nr. 4 begründet; 

5. Personen, die durch die Erweiterung des Begriffs 
der „Rückkehr aus fremden Staaten" (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 c BWGöD) in Artikel I Nr. 5 Buchstabe b 
anspruchsberechtigt werden; 

6. versorgungsberechtigte Hinterbliebene, die die 
Stichtagvoraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
BWGöD nicht erfüllen, aber deswegen Ansprüche 
erhalten, weil die Wohnsitzvoraussetzungen in 
der Person des Geschädigten erfüllt waren (§ 3 
Abs. 4 BWGöD, eingefügt durch Artikel I Nr. 5 
Buchstabe f); 

7. Ruhestandsbeamte, die auf Grund der Zweiten 
Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Beamtenrechts vom 9. Oktober 1942 als Be- 
amte auf Widerruf wiederverwendet waren und 
aus dieser Verwendung aus Verfolgungsgrün- 
den entlassen worden sind (§ 11b, eingefügt 
durch Artikel I Nr. 10); 

8. Berufssoldaten der früheren Wehrmacht, die mit 
lebenslänglicher Dienstzeitversorgung ausge- 
schieden waren und als wiederverwendete Sol- 
daten des Beurlaubtenstandes aus Verfolgungs- 
gründen entlassen oder nicht befördert worden | 
sind (§ 20 Abs. 3, eingefügt durch Artikel I j 
Nr. 14); 

9. Geschädigte und deren versorgungsberechtigte ! 
Hinterbliebene, die die Voraussetzungen des § 3 , 
nicht erfüllen, aber ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in Berlin oder seinen Randge- 
bieten in Erfüllung der Bedingungen haben, un- 
ter denen ihnen nach Maßgabe des § 31 f (einge- 
fügt durch Artikel I Nr. 23) Leistungen gewährt 
werden können. 

i 

Zu Absatz 2 j 

Für die Fälle, in denen über den Wiedergut- j 
machungsanspruch bereits durch unanfechtbaren Be- 
scheid oder rechtskräftiges Urteil oder durch Ver- 
gleich entschieden worden ist, muß eine Möglich- I 
keit zur Änderung der Entscheidung oder des Ver- 
gleichs eröffnet werden, wenn auf Grund von Ände- 
rungen (Klarstellungen) durch dieses Gesetz ein 
weitergehender Anspruch begründet ist. Das kommt 
auf Grund folgender Bestimmungen in Betracht: 

1. § 10 Abs. 1 Satz 2 BWGöD — geändert durch 
Artikel I Nr. 7 — und § 11 a Abs. 1 Satz 2 — ge- 
ändert durch Artikel I Nr. 9 Buchstabe a — ; 
diese Änderungen wirken sich in einer Erhöhung 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit und gegebenen- 
falls der ruhehaltfähigen Dienstbezüge aus; 

2. § 1 1 a Abs. 2 BWGöD — geändert durch Artikel I 
Nr. 9 Buchstabe b — ; nach dieser Änderung ist 
der Zeitraum für die Zahlung der Dienstbezüge 
als Ruhegehalt an Heimkehrer verlängert; 
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3. § 18 Abs. 2 Satz 3 BWGöD — angefügt durch 
Artikel I Nr. 13 Buchstabe b — ; soweit bei Ge- 
schädigten in den dem Deutschen Reich ange- 
gliederten Gebieten und im ehemaligen Protek- 
torat Böhmen und Mähren für die Bemessung 
der Versorgungsbezüge nicht die Reichsbesol- 
dungsordnung zugrunde gelegt worden ist, sind 
ihre ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nunmehr 
nach den entsprechenden Dienstbezügen der ver- 
gleichbaren Angehörigen des deutschen öffent- 
lichen Dienstes zu bemessen, was sich regelmä- 
ßig zugunsten der Berechtigten auswirkt; 

4. § 21 Abs. 1 BWGöD — - ergänzt durch Artikel I 
Nr. 15 Buchstabe a — ; soweit die bisher zuste- 
hende Versorgung (Ruhevergütung, Ruhelohn) 
hinter den für Beamte festgesetzten Mindestver- 
sorgungsbezügen zurückgeblieben ist, bewirkt 
die Regelung eine Verbesserung des Versor- 
gungsanspruchs ; 

5. § 21 a Abs. 1 Satz 2 BWGöD — eingefügt durch 
Artikel I Nr. 16 Buchstabe b — ; nach dieser 
Änderung ist für Angestellte und Arbeiter im 
Sinne des § 21 Abs. 2 BWGöD, die ohne die 
Schädigung bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
(1. April 1951) eine Dienstzeit von mindestens 
25 Jahren erreicht haben würden, vom Ersten 
des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgen- 
den Monats an eine Erhöhung der Bezüge gemäß 
§ 21 a Abs. 1 BWGöD auf 60 vom Hundert des 
vollen Arbeitseinkommens nach dem Starjde vom 
1. April 1951 vorgesehen. 

Zu Absatz 3 

Da der Begriff der „Familienzusammenführung" ge- 
mäß § 3 Abs. 2 BWGöD durch die Änderung in 
Artikel I Nr. 5 Buchstabe e eingeschränkt wird, be- 
darf es für die Fälle, in denen nach dem bisherigen 
Wortlaut eine Familienzusammenführung anerkannt 
worden ist, einer Vorschrift, durch die der Besitz- 
stand gewahrt wird. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift sieht eine allgemeine Besitzstands- 
wahrungsklausel für die Fälle vor, in denen über 
den Wiedergutmachungsanspruch durch unanfecht- 
bare Entscheidung oder rechtskräftiges Urteil ent- 
schieden worden ist, nach den durch dieses Gesetz 
vorgenommenen Änderungen (Klarstellungen) aber 
eine Wiedergutmachung in geringerem Umfange zu- 
stehen würde. Das kann praktisch werden bei An- 
sprüchen gemäß § 9 Abs. 2 Satz 5 (Artikel I Nr. 6), 
§§ 14, 15, 21 Abs. 3 (Artikel I Nr. 11, 12, 15 Buchstabe 
b) und § 31 d (Artikel I Nr. 22). Das soll jedoch nur 
insoweit gelten, als nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht die Anrechnung anderweitiger Zah- 
lungen nach § 18 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 (einge- 
fügt durch Artikel I Nr. 13 Buchstabe b) und § 29 
Abs. 3 (eingefügt durch Artikel I Nr. 20) in Betracht 
kommt. Um eine Erstattung der bisher nicht ange- 
rechneten Beträge durch den Wiedergutmachungs- 
berechtigten zu vermeiden, ist vorgesehen, daß es 
bei der Nichtanrechnung für die Zeit bis zum Ende 
des Monats, in dem dieses Gesetz verkündet wird, 
sein Bewenden behält. 
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Zu Absatz 5 

Diese Vorschrift entspricht dem in § 33 BWGöD j 
und Artikel IV Nr. 5 des Dritten Änderungsgesetzes 
zum BWGöD zum Ausdruck gekommenen Rechts- j 
gedanken. 

Zu Absatz 6 \ 

a) Die Möglichkeit, die Belassung im Ruhestande 
nach dem neu eingefügten § 10 a zu beantragen, 
muß auch auf die Personen erstreckt werden, 
deren Wiedergutmachungsbescheid vor der Ver- 
kündung dieses Änderungsgesetzes bereits zu- 
gestellt war. Um das zu erreichen, muß für den 
Übergang eine von der Regelung des § 10 a ab- 
weichende Antragsfrist festgelegt werden. Aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit wird die gleiche 
Frist wie in Artikel IV Abs. 1 vorzusehen sein. 

b) Der Wortlaut des § 10 a spricht nur von Geschä- 
digten, die bis zur Wiederanstellung Anspruch 
auf Ruhegehalt nach § 10 Abs. 1 Satz 1 BWGöD 
haben. Von der Regelung können jedoch nicht 
diejenigen Personen ausgeschlossen werden, die 
inzwischen Ruhegehalt nach § 10 Abs. 3 BWGöD 
erhalten, denn dann würde bei dem gegenwärti- 
gen Erledigungsstand der Wiedergutmachungs- 
anträge der mit der Regelung beabsichtigte 
Zweck weitgehend illusorisch werden. Es bedarf 
daher der besonderen Erwähnung dieser Perso- 
nen. Für sie muß auch klargestellt werden, wie 
ihr endgültiges Ruhegehalt bei der Belassung im 
Ruhestande zu bemessen ist. Hierbei wird der 
im § 10 Abs. 3 Satz 2 BWGöD und in § 4 Abs. 2 
BWGöD (Ausl.) zum Ausdruck gekommene 
Rechtsgedanke zugrunde zu legen sein, so daß 
das Ruhegehalt so zu berechnen ist, als ob der 
Geschädigte seinem Wiedergutmachungsanspruch 
entsprechend wiederangestellt und mit Ablauf 
des Monats, in dem er den Antrag auf Belassung 
im Ruhestande gestellt hat, in den Ruhestand 
getreten wäre. 

Zu Absatz 7 

Durch die Zweite Novelle zum G 131 vom 11. Sep- 
tember 1957 ist in § 37 Abs. 2 G 131 — betreffend 
die Anrechnung anderweitiger Arbeitseinkünfte auf 
das Übergangsgehalt — der anrechnungsfrei blei- 
bende Betrag mit Wirkung vom 1. September 1957 
auf zweihundert Deutsche Mark monatlich erhöht 
worden. Das gilt auch für die Übergangsbezüge der 
Angestellten und Arbeiter gemäß § 52 a Abs. 1 
G 131. Um eine Schlechterstellung der geschädigten 
Angestellten und Arbeiter hinsichtlich der ihnen 
nach § 21 a BWGöD zu gewährenden Bezüge zu ver- 
meiden, bedarf es für die Zeit vom 1. September 
1957 bis zum Inkrafttreten der im Artikel I Nr. 16 
Buchstabe e vorgesehenen Regelung (vgl. Artikel 
VII Nr. 10) einer Angleichung. 

Zu Absatz 8 

Die den Geschädigten auf dem Gebiete der gesetz- 
lichen Rentenversicherung entstandenen Nachteile 
sollen auch für die Vergangenheit in vollem Um- 
fange ausgeglichen werden, soweit bisher Bezüge 
nach § 21 a Abs. 2 gewährt worden sind. 


Es erscheint aus Gründen der Zweckmäßigkeit ge- 
boten, eine laufende Beitragsentrichtung nur für die 
Zukunft vorzuschreiben und im übrigen eine Nach- 
versicherung nach dem Vorbild der Vorschriften 
vorzunehmen, die für Personen gelten oder gegolten 
haben, welche aus einer versicherungsfreien Be- 
schäftigung ausscheiden. Die Nachversicherung soll 
jedoch nur insoweit durchgeführt werden, als für 
die Geschädigten nach den in § 21 a Absätze 5 bis 10 
enthaltenen Vorschriften und unter Berücksichtigung 
der jeweils geltenden Vorschriften über die Jahres- 
arbeitsverdienst- und Beitragsbemessungsgrenze 
Beiträge zu entrichten gewesen wären. 

Zu Artikel V 

Nach den durch dieses Gesetz vorgenommenen um- 
fangreichen Änderungen bedarf es zur Erleichte- 
rung der praktischen Handhabung einer Neu- 
bekanntmachung. Hierbei soll das in verschiedenen 
Vorschriften des Gesetzes gebrauchte Wort „Bun- 
desgebietes)" entsprechend der allgemein üblichen 
Ausdrucksweise in der Gesetzgebung durch die 
Worte „Geltungsbereich(es) dieses Gesetzes" er- 
setzt werden. 

Zu Artikel VI 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel VII 

Zu Absatz 1 
Nummer 1 

Der Entwurf sieht vor, die durch dieses Gesetz vor- 
genommenen Änderungen grundsätzlich mit Wir- 
kung vom 1. April 1951 in Kraft zu setzen. Er 
schließt sich damit der Praxis an, wie sie anläßlich 
des Zweiten und Dritten Änderungsgesetzes zum 
BWGöD geübt worden ist. Die Inkraftsetzung zum 
1. April 1951 soll jedoch die Sonderregelungen über 
den frühesten Zahlungsbeginn gemäß Artikel II 
Nr. 2 des Zweiten Änderungsgesetzes in der Fas- 
sung gemäß Artikel III Nr. 2 des Dritten Ände- 
rungsgesetzes sowie gemäß Artikel VII des Dritten 
Änderungsgesetzes für die durch diese Gesetze ein- 
bezogenen Personen unberührt lassen (Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe a). 

Ferner muß zu der Ergänzung in Artikel I Nr. 15 
Buchstabe a, soweit sich danach die Wiedergutma- 
chungsleistungen auf die für die Beamten festge- 
setzten Mindestversorgungsbezüge erhöhen, eine 
Einschränkung dahin getroffen werden, daß die 
Zahlung dieser höheren Bezüge — wie bei den 
unter § 52 Abs. 2 bis 4 G 131 fallenden Personen 
— erst vom 1. September 1957 ab beginnt (Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe b). 

Ein anderer Zeitpunkt des Inkrafttretens ist da- 
gegen für die folgenden Vorschriften erforderlich: 

Nummer 2 

Durch die Änderung des § 2 b Abs. 2 (Artikel I 
Nr. 4) werden die Ehefrau oder Kinder eines Ge- 
schädigten, der nach dem 1. April 1951 in der so- 
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wjetischen Besatzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin aus rechtswidrigen Gründen in 
Gewahrsam genommen ist, in die Regelung des 
Gesetzes neu einbezogen. Ansprüche hieraus kön- 
nen frühestens von dem Zeitpunkt an beginnen, 
von dem ab Leistungen gemäß § 11a BWGöD all- 
gemein gewährt werden. Dies ist gemäß Artikel VII 
des Dritten Änderungsgesetzes zum BWGöD der 
1. Januar 1954. 

Nummer 3 

Das Inkrafttreten der Änderung des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a BWGöD (Artikel I Nr. 5 Buch- 
stabe a) muß sich nach dem in § 9 Abs. 3 des Häft- 
lingshilfegesetzes in der Fassung vom 13. März 
1957 (BGBl. I S. 168) festgesetzten Wohnsitzstich- 
tag vom 10. August 1955 richten. Von der Wohn- 
sitznahme im Bundesgebiet vor oder nach diesem 
Datum hängt es ab, ob frühere politische Häftlinge 
als Heimkehrer „gelten“ oder wie Heimkehrer zu 
behandeln sind. In der Zweiten Novelle zum G 131 
ist für das Inkrafttreten der entsprechenden Be- 
stimmung der gleiche Zeitpunkt bestimmt. 

Nummer 4 

Die Ergänzung des § 31b BWGöD (Artikel I 

Nr. 21), durch die Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit in die Regelung einbezogen worden sind, kann 
erst vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des Solda- 
tengesetzes vom 19. März 1956 (BGBl. I S. 114) 
materielle Auswirkungen für diesen Personenkreis 
haben. 

Nummer 5 

Die Neufassung des § 2 Abs. 2 BWGöD (Artikel I 
Nr. 2) sieht in der Nr. 2 — in Erweiterung der bis- 
herigen Regelung — eine Ausnahme vom generel- 
len Ausschluß der Österreicher für die Fälle vor, in 
denen diese auf Grund des Zweiten Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
17. Mai 1956 (BGBl. I S. 431) die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit wieder erwerben. Materielle Ansprü- 
che auf Grund dieses Gesetzes, das am 24. Mai 1956 
in Kraft getreten ist, können demnach erst von des- 
sen Inkrafttreten ab entstehen. Die Zweite Novelle 
zum G 131 vom 11. September 1957 hat den glei- 
chen Zeitpunkt für das Inkrafttreten vorgesehen. 

Nummer 6 

Da die in Artikel I Nr. 16 Buchstaben a und c vor- 
gesehenen Änderungen auf den durch das Arbeiter- 
rentenversicherungs- und das Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz (beide vom 23. Februar 
1957 — BGBl. I S. 45/88) sowie durch das Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz vom 
21. Mai 1957 (BGBl. I S. 533) eingeführten Begriffs- 
bestimmungen beruhen, muß für diese Änderungen 
das Inkrafttreten der vorgenannten Gesetze (1. Ja- 
naur 1957) maßgebend sein. Ein gleicher Zeitpunkt 
des Inkrafttretens entsprechender Vorschriften ist 
in der Zweiten Novelle zum G 131 bestimmt. 

Nummer 7 

Das Inkrafttreten der in Artikel I Nr. 17 a vorge- 
sehenen Änderung des § 22 b Abs. 2 BWGöD muß 


sich nach dem Inkrafttreten des Bundesbesoldungs- 
gesetzes (1. April 1957) richten. 

Nummer 8 

Für die in Artikel I Nr. 5 Buchstaben e und f, Nr. 10 
und Nr. 14 enthaltenen Bestimmungen, die der An- 
gleichung an entsprechende Regelungen des G 131 
dienen, ist der gleiche Zeitpunkt hinsichtlich des 
Inkrafttretens vorgesehen, wie er in der Zweiten 
Novelle zum G 131 für die dort getroffenen ent- 
sprechenden Vorschriften bestimmt ist, d. h. der 
1. September 1957. Die Änderung in Artikel I 
Nr. 19 a, die durch die Ergänzung gemäß Artikel I 
Nr. 5 Buchstabe f bedingt ist, muß zum gleichen 
Zeitpunkt wie diese in Kraft treten. 

Nummer 9 

Die durch Artikel I Nr. 23 eingefügte Vorschrift 
des § 31 f Abs. 1 erklärt für die hier genannten Ge- 
schädigten die Regelung des § 56 Abs. 3 G 131 für 
entsprechend anwendbar, die durch die Zweite No- 
velle zum G 131 eingefügt worden und am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes (14. Septem- 
ber 1957) in Kraft getreten ist. Ein gleicher Zeit- 
punkt des Inkrafttretens ist hier vorzusehen. 

Nummer 10 

Für das Inkrafttreten der hier aufgeführten Vor- 
schriften „am Ersten des auf die Verkündung dieses 
Gesetzes folgenden Monats“ sind folgende Erwägun- 
gen maßgebend: 

a) Die in Artikel I Nr. 5 Buchstaben c und d vorge- 
sehenen Änderungen wirken sich nur auf das 
Verfahren aus. Sie können erst von der Verkün- 
dung dieses Gesetzes ab Rechtswirkung erlan- 
gen, um dem bis dahin geübten Verfahren nicht 
die Rechtsgrundlage zu entziehen. 

b) Artikel I Nr. 6 enthält eine redaktionelle Anpas- 
sung an das BEG und dient der Klarstellung, 
ohne daß die bisherige Praxis eine Änderung 
erfährt. 

c) Durch Artikel I Nr. 7 Buchstabe c hat § 10 Abs. 3 
Satz 2 eine unbedeutende materiell-rechtliche 
Verbesserung erfahren, die sich dahin auswirkt, 
daß die Umstellung von Ruhegehalt in Höhe der 
vollen Dienstbezüge auf das normale Ruhegehalt 
erst nach Ablauf des Monats vorzunehmen ist, 
in dem der Geschädigte die Altersgrenze erreicht 
hat oder dienstunfähig geworden ist. Es besteht 
jedoch kein Anlaß, bereits abgeschlossene Fälle 
des § 10 Abs. 3 Satz 2 BWGöD nach der Neu- 
fassung dieser Vorschrift nochmals aufzugreifen, 
um den Berechtigten für den Rest des Monats 
nach Eintritt der Dienstunfähigkeit oder Errei- 
chung der Altersgrenze noch die Differenz 
zwischen dem Ruhegehalt und den vollen Dienst- 
bezügen nachzuzahlen. Daher soll die Neufas- 
sung erst für die künftige Rechtsanwendung Be- 
deutung erlangen. 

d) Die in Artikel I Nr. 13 Buchstabe a vorgesehene 
Ergänzung des § 18 Abs. 1 BWGöD betrifft nur 
die Frage des bei der Festsetzung der Wieder- 
gutmachungsleistungen anzuwendenden Rechts. 
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Die Frage, von welchem Zeitpunkt ab die Lei- 
stungen nach den neu eingefügten Vorschriften 
zu gewähren sind, beurteilt sich nach dem In- 
krafttreten dieser Vorschriften. 

e) Artikel I Nr. 8, 17, 18 und 24 können nur für die 
zukünftige Rechtsanwendung Bedeutung haben; 
die Änderung in Artikel I Nr. 19 ist lediglich 
redaktioneller Art. 

f) Die in Artikel I Nr. 16 Buchstaben b, d bis f vor- 
gesehenen materiellrechtlichen Verbesserungen 
können erst nach Verkündung des Gesetzes 
finanzielle Auswirkungen erlangen. 

g) Die in Artikel I Nr. 18 a vorgesehene Neufassung 
des § 26 Abs. 4 BWGöD kann als eine das ge- 
richtliche Verfahren klarstellende Vorschrift erst 
nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft 
treten. 

h) Artikel III Nr. 1 bezieht sich auf die Neufassung 
des BWGöD nach Artikel I dieses Gesetzes, kann 
also grundsätzlich erst nach dessen Verkündung 
wirksam werden. Hierdurch darf jedoch die ma- 
terielle Rechtswirkung aus dem früheren Inkraft- 
treten der im § 1 BWGöD (Ausl.) für anwendbar 
erklärten Vorschriften des neugefaßten BWGöD 
nicht eingeschränkt werden. Das kommt in Ab- 
satz 1 Nr. 10 zweiter Halbsatz zum Ausdruck. Im 
übrigen dient die hier vorgesehene Neufassung 
lediglich der Klarstellung, ohne von materiell- 
rechtlicher Bedeutung für die bisherige prak- 
tische Anwendung der Vorschrift zu sein. Das 
trifft auch für die in Artikel III Nr. 2 vorge- 
sehene Änderung zu. Artikel III Nr. 3 korre- 
spondiert mit der Vorschrift des Artikels I Nr. 8 
und kann deshalb nur zum gleichen Zeitpunkt 
wie diese in Kraft treten. Artikel III Nr. 4 ent- 
hält nur eine redaktionelle Änderung. 

i) Artikel IV (Übergangsvorschriften), V (Ermäch- 
tigung zur Neufassung des Gesetzes) und VI 
(Berlin-Klausel) gewinnen erst von der Verkün- 
dung des Gesetzes ab rechtliche und praktische 
Bedeutung. 

Zu Absatz 2 

Nach Artikel IX Abs. 2 der Zweiten Novelle zum 
G 131 ist der Zahlungsbeginn vom Monat der An- 
tragstellung abhängig, wobei Anträge, die bis zum 
31. März 1958 gestellt worden sind, als zu dem 
Zeitpunkt gestellt gelten, von dem ab Zahlungen 
geleistet werden dürfen. Obwohl im BWGöD der 
Zahlungsbeginn nicht vom Zeitpunkt der Antrag- 
stellung abhängig ist (vgl. § 28, Artikel III Nr. 2 
und Artikel VII der Dritten Novelle zum BWGöD), 
wird in Fällen des durch Artikel I Nr. 23 eingefüg- 
ten § 31 f Abs. 1 und 2 der Zahlungsbeginn wie im 


| G 131 zu regeln sein, weil durch § 31 f Abs. 1 die 
Vorschrift des § 56 Abs. 3 G 131 unmittelbar für 
entsprechend anwendbar erklärt wird. Anderen- 
falls würden sich Schwierigkeiten in der Durchfüh- 
rung ergeben. 


C. Kosten 

1. Z w e c k a u s g a b e n 

Durch die in diesem Gesetzentwurf vorgesehenen 
Änderungen werden voraussichtlich folgende Mehr- 
aufwendungen entstehen: 


1 

Vorschrift 
des Entwurfs 

j 

ge- 
schätzte 
Zahl 
der An- 
spruchs- 
berech- 
tigten 

laufender 

Jahres- 

betraq 

DM 

Nachzah- 
lung für die 
zurücklie- 
gende Zeit 
DM 

Artikel I Nr. 2 

20 

220 000 

610 000 

Artikel I Nr. 3 a 

30 

330 000 

2 400 000 

Artikel I Nr. 4 

10 

110 000 

690 000 

Artikel I Nr. 7 

200 

120 000 

480 000 

Artikel I Nr. 9 

30 


60 000 

Artikel I Nr. 10 

40 

20 000 

50 000 

Artikel I Nr. 13b 

100 

100 000 

1 000 000 

Artikel I Nr. 14 

30 

40 000 

100 000 

Artikel I Nr. 16 b 

200 

200 000 


Artikel I Nr. 16 e 

1 600 

4 800 000 


Artikel I Nr. 16 f 

1 600 

480 000 


Artikel I Nr. 21 

30 

30 000 

110 000 

Artikel I Nr. 23 

1 000 

2 750 000 

7 040 000 

Artikel IV Abs. 7 



620 000 

Artikel IV Abs. 8 



5 340 000 



9 200 000 

18 500 000 

Hierauf entfallen auf: 



a) den Bund 


5 400 000 

9 200 000 

b) andere Dienstherren (Län- 


der, Gemeinden 

und Nicht- 


gebietskörperschaften) 

3 800 000 

9 300 000 


2. Personalausgaben 

Mehraufwendungen durch zusätzliche Personalaus- 
gaben werden durch diesen Gesetzentwurf nicht 
entstehen, da dessen Durchführung mit dem bereits 
vorhandenen Personal möglich und vorgesehen ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel I Nr. 3 (§ 2 a) 

In dem anzufügenden Absatz 4 ist der mit „wenn" 
beginnende letzte Satzteil wie folgt zu fassen: 

„wenn nach der Sachlage anzunehmen ist, daß 
sie ohne die Schädigung in den Dienst der vor- 
genannten Körperschaft, des Verbandes von Kör- 
perschaften oder der Einrichtung der öffentlichen 
Hand übernommen worden wären." 

Begründung 

Grundsätzlich muß davon ausgegangen werden, 
daß bei der Übernahme einer Einrichtung auch 
diejenigen Bediensteten mit übernommen worden 
wären, die vor der Übernahme aus Verfolgungs- 
gründen ausgeschieden sind. Das Gegenteil stellt 
einen Ausnahmefall dar. Dieser Umstand sollte 
im Wortlaut des Gesetzes seinen Niederschlag 
finden. Durch den Wortlaut des Gesetzentwurfs 
wird die Beweislast für die Übernahme im Falle 
des Unterbleibens der Schädigung dem Geschä- 
digten auferlegt. Das ist nicht vertretbar. 

2. Zu Artikel I nach Nr. 20 (§ 31 a) 

a) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, ob den nicht 
nur nominellen Mitgliedern der NSDAP, die 
den Nationalsozialismus aktivbekämpft haben 
und ausschließlich deswegen geschädigt wor- 
den sind, eine Wiedergutmachung zugebilligt 
werden könnte. 

Begründung 

Die mehr als nominellen Mitglieder der 
NSDAP, die den Nationalsozialismus aktiv be- 
kämpft haben und deswegen verfolgt worden 
sind (z. B. anläßlich der Teilnahme an den 
Aktionen am 20. Juli 1944), werden, wenn ihr 
Dienstverhältnis durch die Verfolgung vor 
dem 8. Mai 1945 geendet hat, weder vom 
G 131 noch vom BWGÖD erfaßt. 

Dieses Ergebnis kann allein deswegen nicht 
gebilligt werden, weil zahlreiche Personen, 
die mehr als nominelle Mitglieder der NSDAP 
waren und den Nationalsozialismus entschei- 
dend unterstützt haben, vom G 131 erfaßt 
werden und aus diesem Gesetz Rechte her- 


leiten können. Hätten die Personen, auf die 
es hier ankommt, ihre Widerstandshandlun- 
gen unterlassen, so hätten sie Rechte nach 
dem G 131 gehabt. Jetzt werden sie weder 
vom G 131 noch vom BWGÖD erfaßt. 

b) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, ob nicht § 31 a 
durch einen Absatz 4 ergänzt werden sollte, 
wonach die Bestimmung des § 30 Abs. 1 anzu- 
wenden ist. 

Begründung 

Die Frage, ob schon auf Grund des gegenwär- 
tigen Gesetzeswortlauts § 30 Abs. 1 (Versor- 
gungslastenverteilung) im Rahmen des § 31 a 
gilt, ist umstritten. 

3. Zu Artikel I Nr. 21 (§ 31 b) 

In § 31 b ist folgender Absatz 4 einzufügen: 

„(4) Bei Personen, die nach dem 8. Mai 1945 
in das Beamtenverhältnis berufen worden sind 
oder berufen werden, ist die Zeit, in der sie eine 
nach allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten auf das Besoldungsdienstalter und die ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit anrechenbare Tätigkeit 
aus Verfolgungsgründen (§ 1) nicht ausüben 
konnten, bei der Festsetzung des Besoldungs- 
dienstalters und der ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit insoweit zu berücksichtigen, als dies nach 
den Vorschriften des Besoldungs- und Versor- 
gungsrechts zulässig wäre." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung ermöglicht es, bei 
Personen, die aus Verfolgungsgründen eine nach 
den allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften 
auf das Besoldungsdienstalter und die ruhege- 
haltfähige Dienstzeit anrechenbare Tätigkeit 
nicht ausüben konnten, auch diese Zeiten bei der 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters und der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu berücksichtigen. 
Im Land Nordrhein- Westfalen würde die Er- 
gänzung vor allem praktische Bedeutung für 
heute im öffentlichen Schuldienst stehende Lehrer 
haben, die aus Verfolgungsgründen aus dem Pri- 
vatschuldienst verdrängt worden sind. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag 1. stimmt die Bundes- 
regierung zu. 

Zu 2. a) 

Die jetzige Fassung des § 31 a BWGöD geht auf 
eine eingehende Erörterung des Für und Wider bei 
Beratung der Dritten Novelle zurück. Eine Einbezie- 
hung der mehr als nominellen Mitglieder der 
NSDAP in die Regelung würde den Grundsätzen 
widersprechen, auf denen das BWGöD beruht, und 
dieses Gesetz in einen Gegensatz zum Bundesent- 
schädigungsgesetz (BEG) bringen. Dem Vorschläge 
einer Änderung des § 31 a BWGöD kann daher 
nicht zugestimmt werden. 

Zu 2. b) 

Gegen die Empfehlung werden keine Bedenken er- 
hoben. 


Zu 3. 

Dem Ergänzungsvorschlag wird grundsätzlich zuge- 
stimmt. Die Formulierung muß jedoch noch im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens überprüft 
werden. 
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